
r 

, 
'" 

III - 4tit der BeIlagen zu den Srenographischell Protokolle" des NatIOnalrates 
XV. GesetzgebungsperIOde 

REPUBLIK ÖSTERREiCH AnlaGe 1 zu Zahl: -9b 031/10-111/5/83 

DER BUNDESMINISTER FOR INNERES 

," 

Zahl: 94 031/10-111/5/83 

1983 -04- 1 3 

B � R ICH T 

d�s Bunces�inisters für Inneres 

Erwin L A N C 
• 

ge�äß § 57 Abs. 2 ZDG fü� die Pe�iode 1991 u�c 1ge2 sowi� 
Stellu!'l::nah�e ge::.äB § 54 Abs. 3 ZOG zu d�!1 E�;fehlL'ngcn 

c�r Zivildienstoberko�mission über die Erledi�Jng der Be­

ssr'Nt?rden g�l'!1äß § 37 Abs. 1 ZDG. 

Wien, 1m April 1983 
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I) Bericht gemäß § 57 Abso 2 ZDG: 

In Entsprechung des § 57 Abso 2 ZDG, BGBl�Nro 187/1974, idF 

des Bundesgesetzes, BGBloNro 496/1980, wird berichtet: 

1 " l.i vilSLienstkommiEsionu Zi 1r2..1dienstoberkormni ssion, Geschäfts­

stelle der Zivildienstkommission und Zivildienstoberkommis-

sion� 

101� Infolge des vermehrten Gesch�ftsumfanges wurde� die Senate 

der Zivildienstkommission �t 1�1�1981 von vormals 5 auf 

7 aufgestöc1ct 0 

Mit der ZDG-Novelle 1980, BGBleNro 496, trat neben die Zi­

vildienstkommission eine Zivildienstoberkommission als Be­

rufungs-, Beschwerde- und BegutachttL�gsinstanze Diese aus 

3 Senaten bestehende Kommission hat mit 141.1982 ihre Tätig­

keit aufgenommeno 

Hinsichtlich der im Berichtszeitraum bestellten Mitglieder 

der Zivildienstkommission und der Zivildienstoberkommission 
wird auf Seite 2 des als Anlage 2 angeschlossenen Berichtes 

des Vorsitzenden der Zivildienstoberkommission verwiesen. 

Es ist anzunehmen, daß mit diesen bei gleichbleibender An­

tragssituation das Auslangen gefunden werden kann. 

Im Bereich der Geschäftsstelle der Zivildienstkommission 

und der Ziy�ldienstoberkommission mußten für die Tätig­

keit der Senate der Zivildienstoberkommission eine Reihe 

von neuen Formularen aufgelegt und Verwaltungsabläufe bei der 

Führung der Geschäfte der Kommissionen infolge Einrich-
tung der Zivildienstoberkommission überdacht bzws neu ge­

staltet werden. Im gleichen Zeitraum erfolgte auch die Um­

stellung der K��zleigeschäfte auf EDVA ( System AMKO). 

1 02. Erfahrungen: 

Auf Grund der vorangeführten Umstände konnte ein reibungs-
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loser Ablauf der Geschäfte im o.a. Bereich nur mit einem 

vermehrten Arbeitseinsatz gewährleistet werden. Im übrigen 

kann damit gerechnet werden, daß nach Auslauf der Umstel­

lungsphase eine Entspannung dieser Situation eintreten wird. 

2. Stand an Zivildienstpflichtigen: 

2.1. Der Stand an Zivildienstpflichtigen beträgt 

zum 31.12.1981.0 • • •••••• ••••• • •• • •• • • • •• • • •••• •• 17.245 
und zum 31.12.1982 •• •••• •• eo • •• ••••••• • • •••• •• • • 20.212 

Näheres ist aus den Beilagen 1 und 2 ersichtlich. 

2.2. Erfahrungen: 

Die Auswirkungen der ZDG-Novelle 1980 haben keine wesentliche 

Änderung in der Antragssituation bewirkt, wie dies verschie­

dentlich bei Erlassung der ZDG-Novelle 1980 zu bedenken ge­

geben wurde. 

Über die vorangeführten Daten hinausgehende Aussagen, etwa 

Verteilung der Anträge auf stellungspflichtige Jahrgänge und 

Zahl der Antragsteller, die bereits einen Grundwehrdienst ge­

leistet haben, werden dem bis längstens 31.12.1983 dem National­

rat zu erstattenden zusammenfassenden Bericht über die bei der 

Vollziehung des Zivildienstgesetzes gemachten Erfahrungen vor­

behalten. 

3. Anerkannte Einrichtungen und Zivildienstplätze: 

3.1. Mit Stichtag 31.12.1982 bestanden im Rahmen der Zivil-

dienstverwaltung...................................... 479 

anerkannte Einrichtungen mit insgesamt ••• • ••••• ••• •••• 4.497 

Zivildienstplätzen. 

Im übrigen wird auf Beilage 3 verwiesen. 

3 .2. Erfahrungen: 

Bei der Schaffung von Zivildienstplätzen ist der Umstand von 
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Bedeutung, daß darauf weder das Bundesministerium für Inneres 

noch die Landeshauptmänner direkten Einfluß haben. Die Aner­

kennung einer Einrichtung als geeigneter Träger des Zivil­

dienstes bedarf nämlich gemäß § 4 Abs. 1 ZDG des Antrages 

eines im § 4 Abs. 2 Z 1 bis 3 ZDG gen��ten Rechtsträgers. 

Unter Berücksichtigung der Widerrufe von anerkannten Einrich­

tungen konnten in den Jahren 1981 und 1982 dennoch teils durch 

Anerkennung von 92 neuen Einrichtungen, teils durch Aufstockung 

der Zahl der Zivildienstplätze bei bereits anerkannten Ein­

richtungen 636 zusätzliche Zivildienstplätze geschaffen werden. 

4. Verträge zwischen dem Bund und anderen Rechtsträgern nach 

§ 41 ZDG über die gegenseitigen finanziellen Beziehungen: 

4.1. Bis zum Stichtag 31.12.1982 bestanden •• • • • •  o. eo . ... . .  174 
Verträge im Sinne des § 41 ZDG, hievon wurden........ 51 

Verträge im Berichtszeitraum geschlossen. 

Die vorangeführten 174 Verträge erfassen • • ••• • o • . •.. . 

Einrichtungen mit • • •• o oo ••• oo o ••• • o. o •• • ••• o • • ••• • • •• 

Zivildienstplätzen. Hinsichtlich der restlichen • • • • • •  

Einrich�gen mit 

403 

3.800 

76 
697 

Zivildienstplätzen konnten noch keine Verträge nach § 41 ZDG 

geschlossen werdeno Dies deshalb, weil mit den Rechtsträgern 

von 50 Einrichtungen derzeit Vertragsverhandlungen noch im 

Gange sind, mit den Rechtsträgern der restlichen 26 Einrich­

�en solche Verhandlungen mangels eines gemeldeten Bedarfes 

an Zivildienstleistenden nicht zustande kamen bzw. mangels 

einer Einigung über die Höhe der gemäß § 41 Abs. 1 ZDG an den 

Bund zu leistenden Vergütung ergebnislos verliefen. 

Im Berichtszeitraum wurden........................... 58 

Zusätze zu Verträgen gemäß § 41 ZDG wegen Änderung bzw. Er­

weiterung der Dienstleistungen, Aufstockungen von Zivildienst­

plätzen und dergleichen mehr erstellt. 

Im o.a. Zeitraum wurden • •••••• •• •• •• • • ••••• ••••••• o • ••• • 8 

Verträge gekündigto 
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4.2. Die Höhe der gemäß § 41 Abs. 1 ZDG vom Rechtsträger an den 

Bund zu leistenden Vergütung bewegte sich im Jahr 1982 zwi­

schen S 424,-- und S 8.462,--; im Durchschnitt betrug diese 

S 3.518,-- je Zivildienstleistenden und Monat. 

Die Höhe der gemäß § 41 AbSe 2 ZDG vom Bund dem Rechtsträger 

zu ersetzenden Kosten für erbrachte Naturalleistungen der 

Rechtsträger betrug für die Beistellung der vollen Verpflegung 

an Zivildienstleistende durchschnittlich e ••••• e •• • •  S 1.807,--, 

für die Beistellung einer eigenen Unterkunft des Rechtsträgers 

durchschnittlich • •••••• ••••• • 0 • • •• • • • • • •• ••• • •• 0 0 . .  970, --

pro Zivildienstleistenden und Monat. 

4.3. Alle in Verträgen gemäß § 41 ZDG enthaltenen Vergütungen 

wurden im Berichtszeitraum zweimal valorisiert, und zwar mit 

Wirkung vom 1.1.1981 um 6�2 Prozent und mit Wirkung vom 101. 

1982 um 6, 0 Prozent erhöhto 

4.4. Erfahrungen: 

Die Verhandlungen � Abschluß von Verträgen gemäß § 41 ZDG 

erstrecken sich mitunter über �ängere Zeiträume (6 Monate 

bis 2 Jahre), weil Rechtsträger verschiedentlich auf Grund 

der derzeit angespannten wirtschaftlichen Lage nicht oder nur 

sehr schwer jene finanziellen Mittel a�ringen können, die 

sie für die Beschäftigung von Zivildienstpflichtigen be­

nötigen. Die Vergütungen der Rechtsträger an den Bund gemäß 

§ 41 Abs. 1 ZDG gestalten sich unterschiedlich und richten 

sich nach der zitierten Gesetzesbestimmung insbesondere nach 

dem Wert, den die Dienstleistung für den Rechtsträger hat. Bei 

näherer Bestimmung der Höhe dieser Vergütungen wird weiterhin 

nach den im Jahresbericht 1980 zitierten innerdienstlichen 

Richtlinien vorgegangen. 

5. Zuweisung bzw. Einsatz von Zivil dienstpflichtigen im ordent­

lichen Zivildienst� 

5.1. Im Berichtszeitraum wurden insgesamt.o.oeo • •• • • •• • •• •  5.940 
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Zivildienstpflichtige gemäß § 4 ZDG anerkannten Einrichtungen 

zur Leistung des ordentlichen Zivildienstes zugewiesen. 

Im übrigen wird auf die Beilagen 4 und 5 verwiesen. 

5.2. Erfahru-ngen: 

Um eine bestimmte Zahl von Zivildienstpflichtigen zur Ablei­

stung des ordentlichen Zivildienstes zuweisen zu können, ist 

eine Reihe von Vorarbeiten zu leisten� insbesondere ist eine 

beträchtlich höhere Zahl von Akten zu bearbeiten, als Zivil­

dienstpflichtige letztlich zugewiesen werden können. Gemäß 

§ 9 Aba. 1 ZOG ist zu prüfen, ob die Zivildienstpflichtigen 

für die bei der Einrichtung �l erbringenden Tätigkeiten die 

erforderlichen Fähigkeiten und die körperliche Eignung be­

sitzen. Im Sinne des § 9 Abs. 3 ZDG ist den Zivildienstpflich­

tigen Gelegenheit zu geben, Wünsche hinsichtlich der Einrich­

tung vorzubringen bzw. sind, wenn den Wünschen nicht ent­

sprochen werden kann� - soweit möglich - drei andere Einrich­

tungen zur Auswahl vorzuschlagen. Ferner muß auf berechtigte 

Wünsche von Rechtsträgern betreffend besonderer Kenntnisse 

und Fähigkeiten sowie persönlicher Eigenschaften von Zivil­

dienstleistenden Rücksicht genommen werden, um spätere Ver­

setzungen im vorhinein zu vermeiden. 

Der vorangeführte Wegfall an bearbeiteten Akten im Zuge des 

Zuweisungsverfahrens ist auf eine Reihe von Zuweisungshinder­

nissen zurückzuführen, wie begründete Anträge auf Aufschub 

des Antrittes oder Befreiung von der Leistung des ordentlichen 

Zivildienstes - meist vorp häufig aber auch erst nach Ver­

sendung der Zuweisungsbescheide - interne kurzfristige Zu­

rückstellungen aus wichtigen, in der Person des Zivildienst­

pflichtigen gelegenen Gründen, Untauglichkeit auf Grund amts­

ärztlicher UntersuchtLng, Auslandswohnsitz und unbekannter Auf­

enthalt 0 

In Fortsetzung der Tendenz der Vorjahre hat sich im Berichts­

zeitraum eine relativ hohe Zahl ehemaliger Zivildienstlei-
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stender zur weiteren ehren- oder hauptamtlichen Mitarbeit im 

Bereich verschiedener Rechtsträger entschlossen. So sind z.B. 

beim Österreichischen Roten Kreuz, Landesverband Oberöster­

reich, ca. 45 % der Zivildienstleistenden als ehrenamtliche 

Mitarbeiter weiterhin tätig. 

Beim Arbeiter-Samariter-Bund Österreichs haben sich bisher 

insgesamt 50 ehemalige Zivildienstleistende als freiwillige 

Mitarbeiter gemeldet, während 24 in ein Angestelltenver­

hältnis übernommen worden sind. 

Es erscheint erwähnenswert, daß durch die o.a. Umstände auch 

dem Gedanken des Zivilschutzes und der Einbindung des Zivil­

dienstes in die Umfassende Landesverteidigung Rechnung ge­

tragen wird .. 

Auch im Bereich anderer Trägerorganisationen des Zivildienstes, 

z.B. bei der MA 17 und der MA 42 der Gemeinde Wien, bEmEvan­

gelischen Diakoniewerk Österreichs und bei der Lebenshilfe 

Oberösterreich sind Zivildienstleistende nach Beendigung des 

ordentlichen Zivildienstes in ein'em Angestell tenverhäl tnis 

weiterhin tätig geblieben. 

Die guten Leistungen im Einsatz der Zivildienstleistenden fan­

den sichtbaren Ausdruck in der Verleih�g von Belobigungsde­

kreten und Katastrophenmedaillen an Zivildienstleistende� ins­

besondere durch die Rechtsträger Arbeiter-Samariter-Bund Öster­

reichs, Österreichisches Rotes Kreuz sowie Österreichische Kin­

derfreunde. 

5.3. Geplante Neuerungen: 

Bedingt durch das Inkrafttreten des § 18a ZDG (Grundlehrgang 

für Zivildienstleistende, vergleiche hiezu Punkt 14.) mit 1.1. 

1984 war es notwendig geworden, von der derzeitigen Zuweisungs­

praxis (Zuweisung abwechselnd 1 bzw. 2 x jährlich im Rhythmus 

von 8 Monaten) abzugehen, um einen kontinuierlichen Einsatz der Zi­

vildienstleistende� bei anerkannten Einrichtungen zu gewährleisten .. 

Es ist beabsichtigt, ab Februar 1984 überlappende Zuweisungs-
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zeiträume einzuführen, wodurch sich jährlich 4 Zuweisungster­

mine (Februar, JuniS' August und Oktober) ergeben. Dadurch 

wird auch dem oftmals geäußerten Wunsch nach einer flexibleren 
Zuweisungspraxis Rechnung getrageno 

6. Befreiung von der Vernfl ichtung zur Leistung bzw 0 Aufschub vOll! 

Antritt des ordentlichen Zivildienstes (§§ 13 und 14 ZDQl� 

6.1. Im Berichtszeitraum wurden ••• • •• • ••••• • • • •• •• •  8 • • • • 234 
Befreiungsanträge (§ 13 Abso 1 Z 1 und 2 ZDG), 

hievon ••• •• •• • o o  • •• e .  172 positiv, 

AufsChubanträge (§ 14 Z 1 bis 3 ZDG), 

hievon . o e �  • • •  o o  •• • 2 493 positiv, 

erledigt • 

6.2. Im Verfahren vor der Zivildienstkommission haben 1981 680 und 
1982 789 Zivildienstwerber, im überwiegenden Fall Studenten, 

bereits den Wunsch geäußert, nicht unmittelbar nach Anerken­

nung als Zivildie nstpflichtige zur Leistung des ordentlichen 
Zivildienstes zugewiesen zu werden. 

Im übrigen wird auf Beilage 6 verwiesen. 

6 .3. Erfahrungen: 

Der Zeitraum, für den Aufschübe ausgesprochen wurden, beträgt 
nach wie vor durchschnittlich 5, jener für Befreiungen durch­
schnittlich 2 Jahre. 

Die positiv erledigten Aufschub- und Befreiungsanträge sind 
1981 um 31,6 � und 1982 um 24,9 % gestiegen. Diese Steierungs­

quoten sind insbesondere auf Antragsteller zuruckzuführen, die 

wegen Hochschulstudiums Aufschub vom Antritt des ordentlichen 

Zivildienstes beantragt haben. Bei den verfügten Befreiungen 
ist seit mehreren Jahren eine rückläufige Tendenz feststell­
bar. 

Der Geltungszeitraum für das mit dem Bundesministerium für 

Wissenschaft und Forschung abgeschlossene interministerielle 
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Abkommen, wonach zivildienstpflichtige Hochschul- und Univer­

sitätsassistenten einen verkürzten ordentlichen Zivildienst 

im Ausmaß von 8 Wochen zu leisten haben und gemäß § 13 

Abs. 1 Z 1 ZDG auf öffentlichem Interesse für die Dauer des 

Verbleibs im Hochschul- bzw. U niversitätsdienst befreit wer­

den9 wurde bis 3101201984 verlängert. 

7. Nicht in den ordentlichen Zivildienst eingerechnete Zeiten 
(§ 15 ZDG): 

7Q10 Im Berichtszeitraum wurden in • •  0 • • • • • • • • • • • • •  0 . 0 0  • • •  0 14 5 

Fällen . O . O  • • • O • • • •  O • • • • • • •  O • • •  O • • • • • • • • • • • • •  o • • •  e . &  • •  2.996 
Tage in die Zeit des ordentlichen Zivildienstes 

nicht eingerechnet, und zwar 0 . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  26 
Tage wegen in Untersuchungshaft verbrachter Zeit 

(§ 15 Abs. 2 Z 1 ZDG) und • • • • • • • • • • • • • • • • • • •  e • • • • • •  o .  2.970 

Tage wegen grob fahrlässigen Fernbleibens vom Zi­

vildienst (§ 1 5  Abs. 2 Z 2 ZDG). 

7.2. Erfahrungen: 

Die als nicht einrechenbar festgestellten Zeiten (Restzeiten) 

sind an einem der nächsten Zuweisungsturnusse nachzudienen. 
Soweit bei der Feststellung von nicht einrechenbaren Zeiten 

der Verdacht bestand, daß eine der im Abschnitt X des Zi­

vildienstgesetzes normierten Strafbestimmungen anwendbar 

war, wurde Anzeige an die für das Strafverfahren (Verwal­

tungsverfahren) zuständige Stelle erstattet. 

80 Hereinbringung von zu Unrecht empfangenen Bezügen ( § 32 

Abs. 5 ZDG): 

8.1. Durch Nichteinrechnung von Zeiten in den ordentlichen Zi­

vildienst (§ 1 5  ZDG), Versetzungen von Zivildienstleisten­

den zu anderen Einrichtungen (§ 18 ZDG), Unterbrechungen des 
Zivildienstes (§ 19 ZDG) oqer vorzeitige Entlassungen aus 

diesem (§ 19a ZDG), aber auch durch unrichtige Angaben von 

Zivildienstleistenden bei Antritt des Zivildienstes, zGB. 

über ihren Haupt- bzw. Zweitwohnsitz (§ 27 Abs. 2 ZDG) und 

sonstige Umstände, wie z.B. Krankenhausaufenthalt, entstand 
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eine Reihe von Übergenüssen an Bezügen, die vom Bundesmini­
sterium für Inneres auf Grund des § 32 Abs. 5 ZDG in Ver­
bindung mit § 36 Heeresgebührengesetz hereinzubringen waren. 
Soweit diese Beträge nicht durch Abzug von den laufenden Be­
zügen einbehalten oder auf Grund einfacher Aufforderung ein­
bezahlt worden sind, mußten Hereinbringungsbescheide erlas­
sen werden. 

Im Berichtszeitraum wurden in • • • • • •• 00 • • • • •• • • • • • • • • • 220 

Fällen Hereinbringungsverfügungen im Betrage von insge-
samt . 0  • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • 0 • •  S 933.089,4 

erlassen .. 

8.2. Mit Stichtag 31.12.1982 waren von den vorangeführten Beträgen 
aus dem Jahre 1981 noch . ••• • • ••••• • • • • • • • • • • • • • • S 1190281,70 
und aus dem Jahre 1982 noch • •  0 • • ••••••• • •• • • • 0 0  S 184.520,80 

offen. 

Weiters waren aus dem Jahre 1979 noch • • • • • • • • • • S 19.219,-­
und aus dem Jahre 1980 noch • • • • • ••• • • • • • • ••• • • •  S 22.962,-­
offen. 

In allen Fällen wurden rechtliche Schritte gesetzt, um eine 
Verjährung der Forderungen des Bundes zu vermeiden. 

Mit o.a. Stichtag bestand somit eine offene Gesamtforderung 
gegen Zivildienstleistende aus dem Titel des Übergenusses an 
Bezügen in der Höhe von • • • •  0 • • • • •  0 •• 0 ••••• • •  S 345.983,50 

In • • • • • • •  0 • •  0 • • • • • • • • • • G O .  • 0 • • • •• e • • • • • •••• 0 • • • • •• e • •• 8 
Fällen mußten Beträge, bei denen die Rückzahlungsverpflich­
tung im Jahre 1979 bzw. 1980 entstanden war, wegen Uneinbring­
lichkeit im Ge samt ausmaß von •• • •• ••••• •••••• S 28.894,-­
abgeschrieben werden. 

8030 Erfahrungen: 

Die offenen Fälle sind begründet in Zahlungsunfähigkeit, Haft, 
Auslandsaufenthalt oder unbekanntem Aufenthalt von Verpflich­
teteno Soweit nicht auf Grund von begründeten Ansuchen eine 
ratenweise Rückzahlung bewilligt werden konnte, wurde ge­
trachtet, die offenen Beträge im Wege der Verwaltungsvoll-
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streckung hereinzubringeno 

9 .  Versetzungen von Zivildienstleistenden zu anderen Einrich­
tungen (§ 1 8  ZDG), Unterbrechung des Zivildienstes (§ 1 9 ZDG) 

und vorzeitige Entlassung aus dem Zivildienst (§ 1 9a ZDG): 

9 . 1 .  Im Berichtszeitraum wurden in o • 0 G • • 0 • e 0 • • • 0 • • 0 • • • • • 

Fällen Versetzungen, in 0 • • • • • 0 0 . 0 00 0 . 0 . 00 0

·

0 0 . 0  • • • • •  

Fällen Unterbrechungen und in 0 0 0 . 00 0  •• 0 00 0 0 . 0 . 0 0  • •  0 

Fällen vorzeitige Entlassungen verfügt. 

9 . 2. Erfahrungen: 

21 9 

1 7 8  

29 

Die von einer Reihe von Trägerorganisationen durchgeführten 
Einstellungsuntersuchungen haben sich bewährto 

Die durch die ZDG-Novelle 1 980 geschaffene Bestimmung des 
§ 1 9  a ZDG war in nur wenigen Fällen anwendbar (soPunkt 9.1 .). 

Auf Grund der o.a. Einstellungsuntersuchungen konnten in 
einer Reihe von Fällen Unterbrechungen des Zivildienstes be­
reits nach der Bestimmung des § 1 9  Abs. 3 ZDG in Verbindung 
mit § 18 Z 2 verfügt werden. 

Für die verfügten Unterbrechungen waren insbesondere gesund­
heitliche Gründeg Haft, Suchtgiftkonsum und Disziplinwidrig­
keiten maßgebend. 

1 0. Überwachung der Einhaltung der den Zivildienstpflichtigen 
(Zivildienstleistenden) und den Rechtsträgern der Einrich­
tu�en aus dem ZDG erfließenden Pflichten sowie der in die­
sem Zusammenhang getroffenen Maßnahmen: 

1 0.1 . Dienstabwesenheiten von Zivildienstleistenden: 

1 0 . 1 . 1 .  Zur Überwachung der Dienstabwesenheiten von Zivildienst­
leistenden sind die Einrichtungen verpflichtet, Dienst­
abwesenheitslisten zu führen und diese mit entsprechenden 
Belegen monatlich im Nachhinein dem Bundesministerium für 
Inneres vorzulegen. 

Bei Überprüfung dieser Listen konnte festgestellt werden, 
daß die Zeiten der Dienstabwesenheiten im Jahre 1 981 durch-

schnittlich •• •• 0 • •  0 . 0 0.00 0 • • • • • • • • •  0 0  • • •• • • • • • • • • • • 6,36 % 
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und im Jahre 1982 durchschnittlich 0 . 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0  5,36 % 
der gesamten � erbringenden Dienstzeit betragen haben. 

10.102. Erfahrungen: 

1 0 . 1 . 2.1 .  Gegenüber dem Jahr 1980 konnte 1 981  bei einer Steige­

rung der Gesamtdienstzeit um • • • • • • • • • • • • • • • 0 1 8�24 � 

durch Maßnahmen wie Einstellungsuntersuchungen, Verset­

zungen, vorzeitige Entlassungen, Dienstunterbrechungen 

sowie Zwischenkontrollen bei Dienstabwesenheiten eine 

verhältnismäßige Verminderung der Dienstabwesenheiten 

um •• o ee e •• • o e o  ••• • eO O$ o o . G  • • •  o • •  o . o .o o o o o e . o o .  0,9 
Prozentpunkte erreicht werdeno 

10.1 02.2. Gegenüber dem Jahr 1981  konnte 1 982 bei einer aber­

maligen Steigerung der Gesamtdienstzeit um • •  o 1 8, 54 � 

eine verhältnismäßige Verminderung der Dienstabwesen-

heiten um •• • • • ••• •• e eo . o oo •• • •• • • • • o • • •••• o O  1 , 0  

Prozentpunkte erreicht werdeno 

1 0 . 2. Anzeigen nach Abschnitt X des ZDG ( Strafbestimmungen): 

1 002.1. Im Berichtszeitraum wurden 0 00 0.00 0 0 0 0 . 00 • • • •  00 . 0  •• 2 30 

Anzeigen gegen Zivildienstpflichtige erstattet, 

und zwar in ••• • • • • •  o e .o oo o o o o o o o oo o o o o o. o o.o o o o  • •  o 9 

Fällen an die örtlich zuständigen staatsanwaltschaften 

und in 0 .00 • •  0 • •  0 8  • • • • • 0 0 0 . 0 0 0 0 0 0 0 0 8 0 00 0 . 0  •• 0 • •  0 0  • •  2 21 

Fällen an die örtlich �ständigen Bezirksverwaltungs­

behörden. 

1 0 . 2020 Erfahrungen: 

Aus der trotz gesteigerter Einsatzzahlen in den Berichts­

jahren im wesentlichen gleichbleibenden Anzahl von Anzei­

gen kann auf eine grundsätzliche Verbesserung der Dienst­

disziplin geschlossen werden, wenn auch in Einzelfällen 

bei besonderen Disziplinwidrigkeiten Höchststrafen zu ver­

hängen waren. 

Hinsichtlich der Einhaltung der den Zivildienstpflichti­

gen ( Zivildienstleistenden) und den Rechtsträgern der Ein­

richtungen aus dem Zivildienstgesetz erfließenden Pflich-
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ten wurden seitens der Überwachungsbehörden (Landeshauyt­

männer und Bezirksverwaltungsbehörden-§ 55 ZDG) keine Be­

anstandungen aufgezeigt. 

EDV-unterstützte Administration des Zivildienstgesetzes: 

Die Bemühungen, die Zivildienstverwaltung automationsunter­
stützt durchzuführen, führten im Jahre 1 98 2  zur Betriebs­
aufnahme der ersten Teilstufe dieses Projektes. 

Unter Zugrundelegung des Systems AMKO (automatisierte mini­

sterielle Kanzleiordnung) in Form einer für die Erforder­
nisse der Zivildienstverwaltung adaptierten Variante wur-
den zwei Terminalplätze eröffnet, die mit dem Zentralrech-
ner der EDV-Zentrale des Bundesministeriums für Inneres in 

direkter Verbindung stehen. Damit wurde eine EDV-unter­
stützte Protokollierung des Ein- und Auslaufes aller den 

Materienakten der Zivildienstverwaltung zuzuordnenden Schrift­
stücke möglich .. 

Als nächste Projektstufe ist vorgesehen, die EDV-mäßige 
Vollziehung des Zivildienstgesetzes auf die Führung der 

Geschäfte der Zivildienstkommission und der Zivildienst­
oberkommission auszudehnen. 

Zivildienst-Informationen: 

Das Bundesministerium für Inneres hat im Jahre 1 982 begon­

nen, als Beilage zu der von der Generaldirektion für die 
öffentliche Sicherheit herausgegebenen Monatsrundschau 

"Öffentliche Sicherhei t'P Zivildienst-Informationen zu ver­
öffentlichene Diese Publikation dient auch als "Verlaut­
barungsblatt für den Zivildienst" im Sinne des § 4 Abs. 6 
ZDG und soll� ohne für den Zivildienst zu werben, das ge­
genseitige Verständnis zwischen Sicherheitsexekutive, Zi­

vilschutzg Zivildienst und der Bevölkerung vertiefen, wie 

im Vorwort der "Öffentlichen Sicherheit '0, Ausgabe Nr. 7, 

Juli 1 982, 47� Jahrgang, festgestellt worden isto 

Diese Publikation bietet Gelegenheit, wie dies seit No­

vember 1982 praktiziert wird, das Verzeichnis aller als 

geeignete Träger des Zivildienstes anerkannten Einrichtun-
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gen im Sinne des § 4 Abs. 6 ZDG für jeden Zuweisungster­

min anstelle der vorher gehruLdhabten Verlautbarung im Amt3-

blatt zur Wiener Zei tl,L'l1.g zu veröffentlichen" 

Die im Rahmen der ho. Abteilung 111/5 ( seit 1. 1 .1983 Ab­

teilung 111/6) im Jahre 1981 geschaffene Auskunfts- und In­

formationsstelle über üen Zivildienst bietet allen Zivil-
, 

dienstwerbern� Zivildienstpflichtigen und sonstigen interes­

sierten Personen die Möglich�eit, im Wege von telefonischen 

Anfragen oder persönlichen Vorsprachen allgemeine Rechts- und 

sonstige Auskül1...fte in Angelegenheiten des Zivildienstes zu 

erhal ten. 

Legistische Maßnahmen und generelle Weisungen im Bereich der 

Zivildienstverwaltung: 

Im Berichtszeitraum wurden zwei Bundesgesetze erlassen, und 

zwar die ZDG-Novelle 198 1 ,  BGBI.Nre 344, und die ZDG-Novelle 

1 982, BGBl.Nr. 315. 

In demselben Zeitraum wurden 9 VerordntUlgen erlassen, davon 

g a • • • • • • • � • e • e • Q • 0 • • • • e � 0 • • • • • • • e _ • • • • 0 • • • • e • • a e • e _ • e • • :> 
Verordnungen des Bundesministers für Inneres (BGBI.Nr. 258/ 
1981, BGBI.Nr. 378/1 981 , BGBI.Nr. 20/1982, BGBloNro 149/1 982 
und BGBl.Nr. 302/1982), • • • • • • • • •  � • • • • • • • •  � • • • • •  o . . • o . .  1 

Verordnung des Bundesministers für Inneres im Einvernehmen 

mit dem Hauptausschuß des Nationalrates (BGBleNr. 612/198 1 )  
und .... . 0 • •• ., • 0 • •• I!t e • •  ., G • 0 • • • G • • • s • e _ • •  0 . . . . . .. .. CI • • • • • • 3 

Verordnungen der Bundesregierung ( BGBl.Nr. 611 /198 1 ,  BGBI. 

Nr. 613/1 981 und BGBl.Nr. 614/198 1 ). 

Im vorangeführten Zeitraum wurden ferner • • 0 0 • • 0 0 • • • • • • 5 

Durchführungserlässe zum Zivildienstgesetz und den dazu er­

gangenen Verordnungen in den folgenden Belangen herausgege­

ben,und zwar 

13.3. 1 .  an alle Rechtsträger von anerkannten Einrich�gen 

unter ho. Zahl: 91 203/15-111/5/81 und Zahl: 91 203/19-
I1I/5/82, über die finanziellen Ansprüche der Zivildienst­

leistenden sowie über die Mitwirkung der Rechtsträger bzw. 

der Ein richtungen und der Zivildienstleistenden bei Geltend-
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machung und Auszahlung derselben mit entsprechenden For­
mularmustern und 

- unter ho� Zahl: 90 430/22-111/5/81, hinsichtlich der bar­
geldlosen Auszahlung der Bezüge für Zivildienstlei sten­
de über Konten der Österreichischen Postsparkasse und 

13&3.2. an alle Ämter der Landesregierungen 
unter hOa Zahlen: 94 060/58-111/5/81 und 94 060/68-111/ 

5/82 hinsichtlich Familienunterhalt� Wohnkostenbeihil­
fe, Familienbeihilfe und Vergütung der Unkosten-fUT dig 
Benützung der eigenen Wohnung und der damit zusammen­
hängenden Gebarung. 

14. Grundlehrgang für Zivildienstleistende: 

Auf Grund der ZDG-Novelle 1980, BGBI.Nr. 496, sind Zivil­
dienstleistende mit Wirkung vom 101.1984 während des or­
dentlichen Zivildienstes einem Grundlehrgang zu unterzie­
hen, soweit dies für die Leistung eines außerordentlichen 
Zivildienstes nach § 21 Ahs. 1 ZDG erforderlich ist (§ 18a 
ZDG). Der Bundesminister für Inneres hat die Durchführung 
des Grundlehrganges geeigneten und bereiten Rechtsträgern 
zu übertragen oder allenfalls durch das Bundesministerium 
für Inneres durchführen zu lasseno 

Art, Umfang und Dauer des Grundlehrganges sind durch Ver­
ordnung des Bundesministers für Inneres im Einvernehmen 
mit dem Hauptausschuß des Nationalrates festzusetzen. Die­
se Verodnung wurde bereits erlassen und im Bundesgesetzblatt 
Nr. 612/1982 verlautbart. Sie sieht in einer Dauer von ins­
gesamt 4 Wochen eine Schulung der Zivildienstleistenden in 
den Fächern (Lehrblöcken) "Pflichten und Rechte der Zivil­
dienstleistenden", "Politische Bildung", WMöglichkeiten ge­
waltfreier Verteidigung im Rahmen der Umfassenden Landes­
verteidigung", "Sanitätsdienst", "Selbstschutz und Kata­
strophenschutz" und "Technische Hilfeleistung" vor. 

Zur Abklärung, welche Rechtsträger anerkannter Einrichtun­
gen diese Grundlehrgänge durchführen, aus welchem Personen­
kreis sich Leiter und Vortragende rekrutieren werden, wel­
chen Institutionen (Projektsgruppen) die Ausarbeitung ge­
eigneter Lehrbehelfe für die einzelnen Lehrblöcke über-
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tragen werden, in welcher Form die Abwicklung der Grund­

lehrgänge erfolgen soll (internatsmäßige Unterbringung 

der Zivildienstleistenden, Abhaltung der Grundlehrgänge 

dezentral pro Bundesland bzw. pro Oberlandesgerichts­

sprengel oder allenfalls zentral beim Bundesministerium 

für Inneres) sowie der damit zusammenhängenden organisa­

torischen Belange (Aufbau- und Ablauforganisation) wurden 

bereits eine Reihe von Besprechungen-geführt und Initia­

tiven gesetzt, die im Jahre 1983 � Abschluß zu bringen 

sein werden. Besprechungen wurden geführt mit, den Ämtern 

der Landesregierungen, dem Bundesministerium für Finanzen, 

dem Bundesministerium für Unterrieht und Kunst, dem 

Bundesministerium für Wissenschaft und Forschung, dem 

Bundeskanzleramt (Abteilung für die Koordination der Um­

fassenden Landesverteidigung), der Verwaltungsakademie 

des Bundes, den für die Abhaltung von Grundlehrgängen 

im Sinne der Intentionen des Gesetzgebers in Betracht 

kommenden Rechtsträgern uodgl.o Weiters wurden mit In­

stitutionen, die für die Unterbringung und Verpflegung 

der Zivildienstleistenden sowie für die Beistellung von 

Unterrichtsrä�n, Lehrmitteln und geeigneten Freizeit­

einrichtungen in Betracht kommen, wie Berufsförderungs­

institute, Kolpinghaus, Sportheime etc., Kontakt aufge­

nommen. 

Wie sich bereits jetzt abzeichnet, dürfte die Abhaltung 

von Grundlehrgängen von den meisten Landesverbänden des 

Österreichischen Roten Kreuzes und einigen Ländern teils 

alleine teils im Zusammenwirken dieser Rechtsträger über­

nommen werden. 

Die Übertragung der Durchführung der Grundlehrgänge an die 

Rechtsträger anerkannter Einrichtungen, die näheren Rege­

lungen über die gegenseitigen finanziellen Beziehungen 

zwischen dem Bund und den Rechtsträgern und sonstige mit 

der Durchführung der Grundlehrgänge verbundene Vereinba­

rungen werden durch Verträge nach bürgerlichem Recht zu 

regeln sein. Die für die Abhaltung der Grundlehrgänge 

notwendigen Durchführungsbestimmungen des ho. Bundesmini­

steriums sind in Ausarbeitung und ebenfalls im Laufe des 

III-174 der Beilagen XV. GP - Bericht - 01 Hauptdokument (gescanntes Original)16 von 73

www.parlament.gv.at



15. 

15.1 • 

15.2. 

- 16 -

Je.hres 1983 zu erwarten. 

Administration im Zusammenhang mit der Berechnung und Zahl­
barsteIlung der Bezüge der Zivildienstleistenden (§ 25 ZOG), 
der Sozialversicherung (§ 33 ZOG) sowie der Vergütungen nach 
§ 41 ZDG: 

Gemäß § 32 Abs. 1 ZDG sind die nach den § §  26 bis 30 und 
§ 31 Abs. 1 Z 1 bis 7 gebührenden Beträge vom Bund zu zah­
len. Das ho. Bundesministerium hat sie zu berechnen, zahl­
bar zu stellen, auszuzahlen und zu verrechnen .. Es sind dies 
die Ansprüche auf Taggeld und Überbrückungshilfe, Quartier­
geld, Kostgeld, Kleidergeld, Ersatz der Kosten für Wasch­
und Putzzeug und Reisekostenvergü�en. 

Die Administration aller mit der zitierten Gesetzesstelle 
zusammenhängenden Belange durch die Abteilung III/5 des 
ho. Bundesministeriums sowie die damit verbundene Korrespon­
denz gestaltet sich auf Grund der großen Zahl eingesetzter 
Zivildienstleistender zeit- und arbeitsaufwendig. 

Erfahrungen: 

Zu dem Gesagten ist anzuführen, daß es bei der Zahlbar­
steIlung der o.a 0 Bezüge und der damit zusammenhängenden 
Administration trotz der im Berlchtszeitraum angefallenen 
zahlreichen Neuerungen in der Gesetzeslage zu keinen nen­
nenswerten Problemen gekommen ist, jedoch zur Bewältigung 
dieser Aufgaben ein erhöhter Arbeitseinsatz erforderlich 
war. Der Umstand, daß jene Belange, die einer Mitwirkung 
der Rechtsträger bzw. Zivildienstleistenden bedürfen, in 
an alle Rechtsträger anerkannter Einrichtungen ergangenen 
Durchfiilirungsbestimmungen ausführlich geregelt wurden, hat 
sich �ehr positiv ausgewirkt. 

Infolge der im wesentlichen gegebenen Zahlungswilligkeit 
der Rechtsträger anerkannter Einrichtungen sind keine er­
wähnenswerten Probleme bei der Vereinnahmung der von die­
sen zu leistenden Vergütungen nach § 41 Abs. 1 ZOG aufge­
treteno 

Hinsichtlich der durch die ZDG-Novelle 1980 dem Heeresge-
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bührengesetz angepaßten Auszahlung eines Tageskostgeldes 

an Zivildienstleistende bei Nichtteilnahme an der Ver­

pflegung haben sich gewisse Anpassungsschwierigkeit en er­

geben. 

Im Zusammenhang mit den den ständigen Mitgliedern der Zi­

vildienstkommission und der Zivildienstoberkommission so-
I 

wie den Antragstellern und Vertrauenspersonen gebühren­

den Vergü�en mußte e�Aufbau- und Ablauforganisation 

geschaffen werden, die nach Überwindung von Anfangsschwie­

rigkeiten n unmehr problemlos abgewickelt werden kann. 

16 . Finanzielle Gebarung im Bereich des Zivildienstes (§ 57 
Abs. 1 ZDG): 

16 .1. Berichtsjahr 1981: 

16 .1.1. Ausgaben 1/1117 Zivildienst (Zweckgeb undene Gebarung): 

Im Berichtszeitraum wurden an Ausgaben getätigt: 

Beim finanzgesetzlichen Ansatz 1/11111 Auf-

wendungen (Gesetzliche Verpflichtungen) 0 • •  S 152v786 0477,­
beim finanzgesetzlichen Ansatz 1/11178 Auf-

Verglichen mit den Ausgaben des Jahres 1980 
ergeben sich Mehrausgaben von: 

S 174,307.497,-

Beim finanzgesetzlichen Ansatz 1/11177 • • 0 9  S 35,326 .6 23,­
beim finanzgesetzlichen Ansatz 1/11178 0 0 0 0  S 3,527.966 ,-

S 38,854.589,-

Das Bundesministerium für Finanzen hat mit Note vom 16.110 
1981, Zahl: 26 0210/21-II/4/81, gemäß Art .  V Abs. 1 Z 2 

des Bundesfinanzgesetzes 1981 die Überschreitung des B un­

desvoranschlages J981 beim finanzgesetzlichen Ansatz 1/ 
11177, in der Höhe von S 5,7000000,-- genehmigto Die tat­

sächliche Überschreitung betrug S 4,00 6 0477,--0 

Die Jahreskreditüberschreitung wurde mit der Auflage er-
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teilt, daß Einsparungen beim finanzgesetzlichen Ansatz 
1/11178 Zivildienst, Aufwendungen in der Höhe von 
S 2,000.000,-- sowie beim Ansatz 1/11407 Bundesgendar­
merie, Aufwendungen, gesetzliche Verpflichtungen in der 
Höhe von S 3,700.000,-- vorgenommen werden. 

Diese Überschreitung beim finanzgesetzlichen Ansatz 1/ 
11177 im Jahre 1981 ist vor allem auf einen vermehrten 
Einsatz von Zivildienstpflichtigen im ordentlichen Zi­
vildienst, eine größere als ursprünglich angenommene Zahl 
von anspruchsberechtigten Personen für Familienunterhalt, 
Wohnkostenbeihilfe, Vergütung der Unkosten für die Benüt­
zung der eigenen Wohnung (§ 34a ZOG) sowie auf ein gering­
fügiges Steigen der Anträge auf Befreiung von der Wehr­
pflicht und damit verbunden der Tätigkeit der Zivildienst­
kommission zurückzuführen. 

Der Jahreskreditüberschreitungsbetrag in der Höhe von 
S 5,700.000,-- wurde deshalb nicht voll ausgeschöpft, 
weil sich die Zahl der Zivildienstleistenden bis zum Jah­
resende 1981 gegenüber dem Zeitpunkt der Kreditanforderung 
infolge Unterbrechung des ordentlichen Zivildienstes ver­
ringert hat. 

Beim finanzgesetzlichen Ansatz 1/11178 ergaben sich die 
Mehrausgaben gegenüber dem Vorjahr vor allem durch den 
vermehrten Einsatz von Zivildienstpflichtigen im ordent­
lichen Zivildienst und infolge der Valorisierung der mit 
den Rechtsträgern gemäß § 41 Abs. 2 ZDG vereinbarten Ver­
gütungen um 6,2 % mit Wirksamkeit vom 101.19810 Die Wert­
sicherung basiert auf den mit den Rechtsträgern von an­
erkannten Einrichtungen nach § 41 ZDG über die gegensei­
tigen finanziellen Beziehungen abgeschlossenen Verträgen. 
Auf die Beilagen 7 und 8 wird verwiesen. 

16.1.2. Einnahmen 2/1117 Zivildienst (Zweckgebundene Gebarung): 

Im Berichtszeitraum wurden an Einnahmen getätigt:­
Beim finanzgesetzlichen Ansatz 2/11170 
(Zweckgebundene Einnahmen) 0 0 0  • •  0 0  • •  0 0 0 0 0 .  S 34,255.700,--
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Verglichen mit den Einnahmen des Vorjahres 
bei demselben finanzgesetzlichen Ansatz er-
gaben sich Mehreinnahmen yen .. .. . . .. .. . .  0 . . .. .  S 8,942.041 ,-

Näheres siehe Beilage 9. 

Diese Mehreinnahmen im Jahre 1981 sind vor allem auf einen 
vermehrten Einsatz von Zivildienstpflichtigen, außerdem 
auch auf die vorengeführte Valorisierung der Vergütungen 
zurückzuführen 0 

1 6.1  .3. Erfahrungen: 

1 6.2. 

An der Situation, daß Überschüsse in der Zivildienstgeba­
rung, wie sie im § 57 Abs .. 1 ZDG 'Tom Gesetzgeber angenom­
men wurden, nicht erzielt werden können, hat sich auch im 
Bericht9zeitraum nichts geändert. 

Im übrigen wird auf die diesbezüglichen-Ausführungen in den 
bisherigen Jahresberichten verwiesen. 

Berichtsjahr 1 982: 

1 6.2.1 . Ausgaben 1 /1 1 1 7 Zivildienst: 

Im Berichtszeitraum wurden an Ausgaben getätigt: 
Beim finanzgesetzlichen �satz 1 / 1 1 1 77 Auf-

wendungen (Gesetzliche Verpflichtungen) • •  S 1 87,328.346,39 
beim finanzgesetzlichen Ansatz 1 /1 1 1 78 Auf-
wendungen o. e • • •  o �  • •  o . o o  • • • • •  o • • • • •  G • •  o • • •  S 30, 88701 58,64 

S 2 1 8,2 1 5.505,03 

Verglichen mit den Ausgaben des Jahres 1981 

ergeben sich Mehrausgaben von: 
Beim finanzgesetzlichen Ansatz 1 /1 1 1 77 •• • S 
beim finanzgesetzlichen Ansatz 1 /1 1 1 78 .... S 

S 

34, 541.869, 85 
9,3-66.138,30 

43,908.008, 1 5  

Der Bundesvoranschlag 1982 basiert auf der Annahme eines 
3insatzes von durchsclL�ttlich 2.034 Zivildienstpflichtigen 
pro Monat (bezogen auf den Jahresdurchschnitt). Infolge des 

III-174 der Beilagen XV. GP - Bericht - 01 Hauptdokument (gescanntes Original)20 von 73

www.parlament.gv.at



- 20 -

segenüber dieser Zahl verringerten tats&chlichen Einsatzes 

-.ron durchschni ttlich 14944 Zi vildienst:yflichtigen pro Mo­

nat ergaben sich notwendige:"lVeise Einsparungen von geplan­

ten Ausgaben. Diese im Monat November 1982 ermittelten Aus­

gabeneinsparungen von S 11J500�OOO,- beim finanzgesetzlichen 

Ansatz 1/11177 ��rden dem Bundesministerium für Finanzen zur 

Bedeckung einer Üb e rsc hrei tlmg des Jahreskredites 1982 beim 

finanzgesetzlichen Ansatz 1/11400 Bundesgendarmerie - Per­

sonalaufwand zur Verfügung gestellt� 

Daß dennoch beim finanzgesetzlichen Ansatz 1/11177 Mehraus­

gaben von S 34,5418869,85 gegenüber dem Vorjahr entstanden 

sind, ist vor 2l1em auf folgende Umstände zurückzuführen: 

Vermehrter Einsatz von Zi'dldienstpflichtigen im ordent­

lichen Zivildienst, 

Vergütung einer zweiten monatlichen Heimfahrt für Zivil­

dienstleistende durch die ZDG-Novelle 1981, BGEl.Nr. 344, 

Erhöhung des Taggeldes, der Überbrückungshilfe und der 

Höchstbemessungsgrundlage für den Familienunterhalt, fer­

ner Vergütung der Grundgebühren für Strom, Gas sowie Fern­

sprechgrundgebühren durch die ZDG-Novelle 1982 und 

Neuerlassung und Valorisierung der Verordnungen des Bun­

desministers für Inneres, BGBl.Nro 302/1982 und 149/1982. 

Beim finanzgesetzlichen Ansatz 1/11178 ergaben sich die 

Mehrausgaben gegenüber dem Vorjahr vor allem auf Grund des 

O$a. vermehrten Einsatzes von Zivildiens tpflichtigen im or­

dentlichen Zivildienst sowie infolge Valorisierung der mit 

den Rechtsträgern gemäß § 41 Abs. 2 ZDG vereinbarten Ver­

gütungen um 6,0 % mit Wirksamkeit vom 1.1 e 1982. Im übrigen 

wird auf die Beilagen 10 und 11 verwiesen$ 

16$2$20 Einnahmen 2/1117 Zivildien st: 

Im Berichtszeitraum wurden an Einnahmen getätigt: 

Beim finanzgesetzlichen Ansatz 2/111 74 
Laufende Einnahmen • � 0 0 0 • 8 • 4 • e 0 0 e 0 � 0 0 • 0 • 0 S 42,990.331,78 

§ 57 Abs. 1 ZDG in der Fassung der ZDG-Novelle 1980 sieht 
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8ine Zweckbindung der Einnahmen aus der Zivildienstgebarul16 

nicht mehr vor. Überschüsse sind nicht mehr anzuführen, so­

daß nur mehr die tatsächlichen Einnahmen - das sind etwas 

weniger als 20 % der Ausgaben - bei den Ansätzen 1/11177 und 

1/11178 - auszuweisen sind. Infolge der vorangeführten Ge§et­

zesänderung wurde der finanzgesetzliche Ansatz 2/11170 Zweck­

gebundene Einnahmen auf 2/11174 Laufende Einnahmen geändert. 

Verglichen mit den Einnahmen des Jahres 1981 beim finanzge­

setzlichen Ansatz 2/11170 
ergeben sich Mehreinnahmen von 0 0  • • • • • • • • •  S 8,734.631,64 

Diese Mehreinnahmen im Jahre 1982 sind vor allem auf den ver­

mehrten Einsatz von Zivildienstpflichtigen im ordentlichen 

ZiVildienst, außerdem auch auf eine 6 , 0%ige Valorisierung 

der von den Rechtsträgern der Einrichtungen gemäß § 41 Abs. 1 
ZDG an den Bund zu leistenden Vergütungen mit Wirksamkeit vom 

1. 1.1982 zurückzuführen. Im übrigen wird auf Beilage 12 ver­

wiesen. 

1 6 . 2  0 3.. Erfahrungen: 

Auf Grund der Neueinrichtung der Zivildienstoberkommission 

mit 101.1982 und der mit demselben Zeitpunkt in Kraft getre­

tenen Änderungen in den Kompetenzen der Zivildienstkommission 

sowie der Einführung einer A�gel tung der Kosten für den Zei t­

und Arbeitsaufwand für die übrigen ständigen Mitglieder mußten 

die Vergütungen für die Mitglieder der genannten Kommissionen 

einer Neuregelung zugeführt werden. Darüber hinaus haben auf 

Grund der ZOG-Novelle 1980 die übrigen ständigen Mitglieder 

der beiden Kommissionen nunmehr Anspruch auf Vergütung der 

Reise (Fahrt- ) auslagen nicht mehr nach dem Gebührenanspruchs­

gesetz 1975, sondern nach der Reisegebührenvorschrift (RGV ) 
1955 . 

Mit Rücksicht darauf, daß für einige Mitglieder der o.a. Kom­

missionen bisher noch keine Einigung über eine endgültige Ver­

gütung mit dem Bundesministerium für Finanzen �rreicht werden 

konnte und daher derzeit vorläufig festgesetzte Vergütungen 

geleistet werden, müssen Aussagen über finanzielle Auswirkun­

gen zu einem späteren Zeitpunkt erfolgen. 
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Auf Grund der ZDG-Novelle 1980 gebühren den Antragstellern 
gemäß § 5 Abs. 1 und § 5a Abs, 1 sowie den Vertrauensper­
sonen gemäß § 6 Ahs. 3 ZDG Gebühren in sinngemäßer Anwen­

dung des Gebührenanspruchsgesetzes 1975 über die Gebühren 
der Vertrauenspersonen in den im Geschwornen- und Schöffen­
listengesetz zur Bildung der Jahreslisten berufenen Kom­
missionen. 

Die mit der Administration dieser Vergütung verbundene Ar­
beit ist v.a. deshalb sehr umfangreich, weil trotz Auflage 
eines entsprechenden Antragsformulars häufig Formgebrechen 

in der AntragsteIlung zu verzeichnen sind. 

Wie bereits zum Ende des Berichtszeitraumes bekannt gewor­

den ist, sieht eine Änderung der RGV 1955 uoa. eine Er­
höhung der Tagesgebühr nach Tarif II sowie der �ächtigungs­

gebühr vor. Auf Grund der damit verbundenen Erhöhung des 

Kost- und Quartiergeldes der Zivildienstleistenden ist mit 

einem höheren Bedarf an Kreditmitteln von ca. S 15,000.000,-­
zu rechnen, der bei der Erstellung des Bundesvoranschlages 
1983 noch nicht eingeplant werden konnte 0 

Mit Rücksicht auf den Inkrafttretenstermin des § 18a ZDG 
(1.1.1984) wurden bisher noch keinerlei Zahlungen für die 
Durchführung des Grundlehrganges für Zivildienstleistende 
getätigt. 

II) Stellungnahme gemäß § 54 Abs. 3 ZDG zu den im Bericht der Zivil­
dienstoberkommission (Seite 11 und 12) angeführten Empfehlungen 

über die Erledigung der von Zivildienstleistenden im Berichtszeit­
raum erstatteten Beschwerden gemäß § 37 Abso 1 ZDG: 

In Entsprechung des § 54 Abs. 3 ZDG, BGBloNro 187/1974, idF des 
Bundesgesetzes, BGBl.Nr� 496/1980, wird ausgeführt: 

1. Günther St. führte Beschwerde gegen die Feststellung von in 
die Zeit des ordentlichen Zivildienstes nicht eingerechneten 
Zeiten, die Unterbrechung des ordentlichen Zivildienstes bzw. 
den Umstand, daß seinen Eingaben um Behebung bzwo Abänderung 

der in den o.a. Angelegenheiten erlassenen Bescheide nicht 
Folge gegeben wurde. 
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�er 3eschwerde wurde im Sinne der von der Zivildienstkommis­

sio� gemäß § 37 Abs . 2 ZDG abgegebenen Empfehlung keine Folge 

gegeben, weil die Durchführung der diesbezüglichen Verwaltungs­

verfahren und die vorgenommene Beweiswürdigung als ordnungs­

gemäß anzusehen waren . 

2 .  Herbert L. führte Beschwerde darüber , daß Zivildienstleisten­

den auf Grund der ZDG-Novelle 1 98 1 ,  BGBI .Nr . 344 , erst ab 1 . 2 .  

1 98 2  zweimal pro Monat sogenannte Familienheimfahrten gewährt 

werden können, während Wehrpflichtigen ein gleichartiger An­

spruch auf Grund der HGG-Novelle 1 98 1 , BGBI .Nr . 255 , bereits 
seit 1 . 6 . 1 98 1  zustand . 

Dem Beschwerdeführer wurde im Sinne der von der Zivildienst­

kommission gemäß § 37 Abs . 2 ZDG abgegebenen Empfehlung mitge­

teilt, daß es sic h  bei der in seiner Beschwerde angeführten An­

gelegenheit um eine Maßnahme des Gesetzgebers handle , an die 

die Vollziehung bei der Gesetzesanwendung gebunden sei . Dem Be­
schwerdeführer wurde weiters Rechtsbelehrung über die Mpglich­

keit erteilt , einen Bescheid nach § 32  Abs . 4 ZDG zu begehren 
und gegen diesen eine Beschwerde beim Verfassungsgerichtshof 
nach Art .  1 44 B-VG einzubringen . 

3 . 9 Zivildienstleistende führten Beschwerde über die Art der Zi­

vildienstleistung bei einer in Sal zburg gelegenen Einrichtung,  

die von ihnen dort zu erbringenden Täti gkeiten und Dienstzei­

ten, die Vorgangsweise bei vorgenommenen Versetzungsverfahren 

nach dem Zivildienstgesetz und angeblich bei der Beaufsichtigung 

und dem Transport von Behinderten aufgetretene Gefährdungen durch 

das metallene Zivildienstabzeichen . Die Zivildienstoberkomrrds­

sion hat ein ausführliches Ermittlungsverfahren durchgeführt 

und empfohlen, der Beschwerde keine Folge zu geben, weil sie 

sich im wesentlichen als unbegründet herausgestellt habe . Gleich­

zeitig wurden j edoch Anregungen für eine nähere Ausführung der 

Dienstzeitregelung des § 23  Abs . 1 ZDG , der Vorgangsweise bei 

Versetzungen und der Ausgabe bzw . Herstellung des Dienstabzei­

chens gegeben . Die Beschwerde wurde im Sinne der o .a .  Empfeh­

lung abgewiesen .  Den Anregungen der Zivildienstoberkommission 
';lUrde weitgehend Rechnung getragen . 
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4 .  Thomas L. führt e Beschwerde gege n  di e Unt erbrec hung de s or­

dentlichen Zivil diens t e s  und die Tat s ache , daß er b e i  Zuwei­

sung zur Abl e i s tung de s ordentli chen Zivildiens t e s  eine r  Ein­

ri chtung zugewi e s en worden s e i , b e i  der e r  die erford e rl i che 

Dienstl e is tung aus ge sundhei t l ichen Gründen nicht hät t e e r­

bringen könne n .  Di e Zivildi ens t ob erkommi s s i on hat in ihrer 

gemäß § 37 Abs . 2 ZOG abgegebenen Empfehlung ausgeführt , daß 

di e ge sundh e i tl iche Eignung de s Zivildi ens tpflicht igen auf 

Grund de r Akt enl age (Ergebni s s e  d e r  St ellungpunt e rsuchung) 

als gegeb en angenommen worden s e i . Da s i c h  in der Folge auf 

Grund der krankhe it sbedingt en Di ens t abwes enheit en de s Zivil­

diens tl e is t enden de s s en Unt augli chke i t  für den E i nsat z b e i  

d e r  b e tre ffenden Einric htung he rausge s t e l lt hab e , d e r  Zivil­

diens tl e i s t ende e iner Vers e t zung zu einer Einric htung, b e i  

d e r  e r  l e i chtere Tätigkeit en z u  erbringen gehabt hät t e , nicht 

zuge stimmt habe und e ine Verset zung ge gen d e s s e n  Willen vor­

auss icht l i c h  zu neuerli chen Di e ns t abwe s enhe it e n  ge führt hät t e , 

s e i  die Unt erbre chung d e s  ordent l i c hen Zivildiens t e s  gemäß 

§ 1 9  Ab s .  3 ZDG zu Recht e rf ol gt e Die B e schwerde wurde im 

Sinne der o . a .  Empfehlung abg�wi e s en o 

1 2  B e i l agen 

11 . April 1983  
Der Bunde smini st e r :  
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Beilagenverz e ichnis 

zu Zl . :  94 0 3 1 /1 0-111/5/83 

Beilage 1 .  Standesverzeicbnis über Zivildi enstpflichtige für di e 

Jahre 1981 und 1982 , 

2 0  Verhältnis taugliche Wehrpflichtige - anerkannte Zivil­

di enstpflichtige , gest ellt e Anträge gemäß § 5 Abs .  1 ZDG, 

3& Stat i stik über gemäß § 4 ZDG anerkannt e  und widerrufene 
Einrichtungen und Zivildi enstplätz e ,  Sti chtag 31 0 1 2 . 1982 , 

4 .  Zuwei sungsstati stik 

5 .  Zivildi enstpflichtige , di e noch keinen Zivildi enst ge­

leistet haben , Stichtag 31. 1 2 . 1 982 , 

6 .  Stati stik über di e Befreiung von der Leistung bzw.  Auf­

schub vom Antri tt des ord entlichen Zivildi enstes p 

7 .  Ausgaben beim finanzgesetzlichen Ansatz 1 /11 1 77 ( 1 981 ) 

8 0 Ausgaben beim finanzgesetzlichen Ansatz 1 /11 178 ( 1981 ) 

9 .  Einnahmen b eim finanzges et zlichen Ansat z 2/1 1170 ( 198 1 ) 

1 0. Ausgaben beim finanzgeset zlichen Ansatz  1/11177 ( 1982 ) 

1 1 . Ausgaben beim finanzges et zlichen Ansatz 1/11178 ( 1982 ) 

1 2 .  Einnahmen b eim finanzges et zlichen Ansat z 2/111 74 ( 1982 ) 
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Standesv erz e i c hn i s  Uber Ziv i l d i enstpfl icht ige für d i e  

Jahre 1 981 und 1 982 

Stand 1 . 1 . 1 981 • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • 1 4  438 

Zugang 1 981 : 

Abgang 1 981 : 

Anerkennungen der Ziv ildienstkommis s i on 2 826 
1 7  264 

Widerruf von Anerkennungen • • • • 1 4  
Todesfälle • • • • • • • • • • • • • • •  * • • • 5 1 9  

Stand 31 . 1 2 . 1 981 • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • •  1 7  245 

Zugang 1 982 :  

Abgang 1 982 : 

• 

Anerkennungen der Ziv ildienstkommis s i on 

Anerkennungen der Zivildienstoberkom­

mission 

Widerrufe von Anerkennungen 

gemäß § 5a ZDG 

- - - - -- - - - - -

2 909 

80 
20 234 

2 2  

Stand 31 . 1 2 . 1 982 • • • • • • • • • • •  o • • • • • • • • • • • e o  • • • • • • • •  � . o  20 2 1 2 
- - - - - - - -- - - - - - - -
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Jahr 

t aug li che 

Wehrp f l i cht1 ge 

ane rkannt e 

Zn-Pflicht ige 

ge s t e l l t e  

Ant räge 

Ve rhä l t ni s  de r 

t augl i chen Yehrpf'l " 

zu ane rkannte n  zn 

i n  % 

B e i l a ge 2 

1 975 1 976 1 977 1 978 1 979 1980 1 981 1982 

50 . 593 51 . 306 52 . 541 70 . 31 8  70 . 062 59 . 1 90 $ ) 56 G 21 7 · · )  54 . 099 $ * ) 

1 . 257 1 . 439 1 0 477 1 . 994 2 . 489 3 . 1 88 20 826 2 . 909 

2 . 481 2 0 01 5  2 . 259 2 . 914 3 e 796 4 e 01 1  4. 041 4 . 242 

2 , 48 2 , 80 2 , 81 • 2 , 83 3 , 55 5 , 38 5 , 02 5 , 37 

0 ) We rt laut t e l . Aus kunft de s Bunde sm i ni s t e riums f .  Lande svert e id igung vo� 5 0 4 0 1 982 

. $ )  We rt l aut t e l . Aus kunft de s Bunde smini s t e riums f. Lande svert e i digung vom 23 0 2 . 1 983 
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12.eilage 3 

S T A T I S T I K 

Uhp.f" den StAnd IUl epmUß § 4 100 Anerkannt.pr El nrt c:htuT!e�n unr'l Zi.v11d 1 ?nfltpUßt7Pl'l 
mit Stl chto� 31 0 1 2 o 1 9A2 
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' § 4 ZOO . 

'1 982 VorjAhr 
. 
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------
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21 ')q 
-

'2\0 ?7 
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49 4 1  
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Be i l age 4 

U b e rs 1cht Ub e r  d i e  zahl enmäBige Zuweisung von Zlv11d1enetpflicht igen ( geo rdne t nach Bund es­
l än d e rn und Zuweieung s t erminen ) 

, 

U un d e s  G e a amt- 1 . 4 0  . 1 . 6 1 . 1 0  2 . 2 .  1 . 1 0 .  1 . 6 .  1 . 2 2 0 1 0  � 1 . 6 .  1 . 2 1 . 1 0  1 0 6 .  1 . 2 . 1 . 1 0 . . 
l and z ahl 1 975 1 97 5  1 975 1 97 6 1 97 6 1 977 1 970 1 978 1 979 1 980 1 980 1 981  1 982 1 982 

B 267 - - 7 1 0  22 1 4 1 1  1 3  1 3  30 32 2 1 40 54 

K 5 6 2  2 - 1 9  1 1  37 3 5 37 4 1  4 2  6 2  72 , 6'3 70 7 1 

N 24 67 5 - 28 52 1 69 1 02 1 1 9 1 5 1 '1 64 2 6 3  297 '3 5 2  '34 1 40� 

0 2577 4 - '0 4 7 1 07 1 1 6 1 4 1  1 9 5 2 1 2 2 4 9  300 3 50 3 93 4 3 1 

S 7 1 7  1 - 1 6  3 0  44- 3 1  34 54 47 60 90 87 1 02 1 2 1 

� t  1 1 5 6 1 0 - 22 4 1  1 01 67  57  70 76 1 02 1 26 1 48 1 5 2  1 74 . 
T 1 1 1 0 - - 1 5  1 7  34 44 7 2 87 79 1 27 1 34 1 28 1 87 1 86 

V 773 - - 20 1 1 26 " 64 44  67 79 9 '  97 1 1 2 1 27 
W 4 4 7 9  4 3  5 1 1 7  1 1 4 205 2 9 3  287 35"1 4 1 9  4 2 4  4 9 2  5 05 577 647 

1 4 1 06 6 5  5 274 3' 3 75 1 7'37 822 1 006 1 1 4 1  1 39 6  1 638 1 7 5 1  1 974 2 2 1 � 

1 . 6 .  

1 98J 

I 
I 
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Zivi ldi enst 'Ofl i c ht i. !le . di e no c h  ke inen Z i �ri ldi enst tre­

lei st et hab e �  r St ichtag 3 1 . 1 2 . 1 982 . 

Stand an Zivildi enstpflichtigen ( 3 1 . 1 2 . 1 982) • . • . . • . • • . . • . • . . • . 20 . 2 1 2  

B i s  zum 1 . 1 0 . 1 98 2  � ordentlichen Zivi l -
dienst zugewi e �ene Zivildi enstpflichtige • • • • • . • • . •  1 4 . 1 03 
Zivildi enstpfli cht ige , für den Termin 
1 . 6 . 1 983 fix für eine Zu-
weisung vorge s e hen � • •  o • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • •  1 . )01 

Zivildi enstpflicht ige , di e fUr eine Zuwei-
sung für 1 0 6 . 1 983 . in B earb ei-
tung ständen. 0 • 0 0 • • •  0 • 0 • 0 • • • •  0 • • • • • 0 • 0 • • • • • • • CI • •  0 • • • • 1 4 1 

Z ivildienstpflicht ige , di e analo g der Rege­
lung für Wehrpfli c ht i ge einen verkürzt en or-
dentlichen Zivildi enst zu lei sten hab en • • • • • • • • • • • • • • •  49 
Zi vildienstpfli cht i �e , denen B efreiung von 
der Verpflichtung ( �  1 3  ZOO) oder Aufs c hub 
vom Antritt de s o rdentlichen Zi��lji c�t es 
( §  1 4  ZDG) gewäh� wo rden i st ( üb e r  1 . 6 . 83 hinaus) • •  2 . 535 
Z eugen Jeho va s �  d i e  zum grö 3t en Teil ( 99 C )  
auf Grund der Üb e rgangsbe stimmun �en ( §  31 
ZDG ) und zum ge rings t e n  Teil ( 3  ) durch An-
e rkennung durch di e Zivildi enstkommission 
zivildi enstpflicht i g  gewo rden sind und sich . 
b eharrlich we ige rn ,  Wehr- o de r  Zivildi enst 
zu leist en ,  soweit di e s e  das 3 5 . Leb ens j ahr 
(Alt ers grenz e für o rdent Iichen Zivildi enst ) 
no ch nic ht e rr e i cht hab en • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • . •  0 • •  4 6 5  
Z ivildi enstpfli c htige , di e ihren dauernden 
Wohnsi t.z in das Au sland verl e gt hab en • • • • • • • • . • • • . • • •  1 66 

Zivildi enstpfli cht ige , di e unb ekannt en Au f-
enthalt e s  sind o o o o o e . o o  • • • • • • • •  o o  • • • • • • • • • • • • • • • • • • · . · 9 
Zivildi e�tpfli ch�i g� , di e die Alt er���nz e  
zur Lei stung d e s  o rdent lichen Zivildi enst es 
vor Zuwei sun g  üb e rschri t t �n hab en, inklusive 
der Zeugen J ehovas • • • •  o o  • • o o  • • • • •  o • • • • • • • • • • • • • • • • • • • 9 54 

Z ivildi enstpflicht ige g di e vor Zuwei sung zur 
Leistung d e s  o rdentlichen Zivildi enst e s  un-
tauglich wurden o o o  • • • • • •  o o  • •  o o  • • • • •  o o • • • • • •  o • • • • • • • • • 1 99 
Zivildi enstpfli cht i ge , di e  � Stichtag vo r-
üb e rgehend untau glich sind • • • • • •  o o o  • • • • • • • • • • • • • • • • • • • 40 

Verb l e ibnde Zivildi enst pfli cht i ge , deren Akte 
derzeit wegen anderwei t i ge r  Bearb ei tung noc h  
nicht zur " Zuweisung zur Ve rfügung st ehen . 

1 9 . 907 19 901 

2 45 
= .  -===== 
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Bei l age 6 

S t at i s tik üb e r  di e Befre iung von d e r  L e i s tung ( §  1 3  Abs .  1 d e s  

Zivi l di enstge s et z e s ) b zw .  Aufschub vom Antri tt d e s  ord entl i chen 

Zivildi ens t e s  ( §  1 4  Z 1 .  b i s  3. d e s  Zivi ldi ens tge s et z e s ) 

Be ri ch t s z e i traum 1 . 1 . 1 98 1  - 3 1 . 1 2 . 1 98 2  

Im Beri cht s z e i t raum wurden • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • •  0 . . .  2 34 
Anträge auf B e freiung von d e r  V e rpfli c htung zur 

Lei s tung d e s  o rd ent li chen Zivi ldi ens t e s , 

davon p o s i t iv . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  1 72 

und negativ . 0 0 0 0 . . . . . . . . . . . . . . . . . .  6 2  

Anträge auf Aufschub vom Antri tt d e s  

o rd entl i chen Zivi ldi ens t e s , 

davon p o si t iv • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • 2 493  
und negativ . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  57 

insgesamt al s o  2 784 
Anträge erl e digt . 

Es waren . 0 0  . . . . . . . . . . . . . • . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  0 . . . . .  2 66 5 
Z ivi ldi enstpfli chtige aus d en oben ange führt en 

Gründen im B e ri chts z e i t raum im o rd entli chen Zi­

vildi enst ni c ht e ins etzbar . 

Di e im Beri chts z ei traum p o s i tiv e rl e digt en o . a .  

Anträge wurden von d en Antrags t e l l e rn  i n  • • • • • • • • • • • • • • • • 1 44 
Fäll en auf § 1 3  Abs .  1 Z 1 Z ivi ldi enstge s e t z  

( wenn und solange e s  Belange d e s  Zivi ldi ens t e s  

o d e r  s onstige ö ff entliche Int ere s s en - insbesond e re 

g e s amtwirt schaftli che , fami li enp o l i ti sche oder 

Int e re s s en der Entwi c klungshilfe - erfordern ) , 

in • • • • • • • • •  e . e  • • • •  o • • • • • • • • • o • •  o • •  o • • • • • • • • • • • •  e • • • • • • • •  _ 28 
Fäl l en auf § 1 3  Abs . 1 Z 2 Zivildi enstge s e t z  

( wenn und s o l ange e s  b e s onders rüc ksi c ht swüxdige 

wir t schaftliche oder fami l i äre Int ere s s en e rford ern ) , 

Fäl l en auf § 1 4  Z 1 Zivi l di enstge s et z  

( wegen Be suchs eine r  der b e i d en obers t en 
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Jahrgänge einer öffentlichen höheren Schule 

oder einer höheren Schule mit Öffentlich­
keitsrecht , wegen Berufsvorberei tung oder 

s onstiger rUcksichtswärdiger Umstände ) ,  

Fällen auf § 1 4  Z 2 Zivildi enstges etz  
( Absolvi erung e ines Hochschulstudiums oder 
nach dess en Abschluß Vorbereitung auf eine 
zugehörige Prüfung ) und 

Fällen auf § 1 4  Z 3 Zivildi enstge s et z  

(Ärzte im Sinne des  § 2 Abs .  2 des Ärztegesetze s ) 
gestüt zt .  
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G e t ä t i g t e  A u s g a b e n  be i m  finanzgesetzl ichen Ansatz 1 /1 1 1 77 

VP 731 0 

11 7691 

n 6200 

" 64 1 0  

11 7 1 00 

h 7 2 4 1  

n i724 2 
11 724 3 

11 7 2 4 4  
" 7211 5  
11 7246 

11 7247 

n 7295 501 

1 980 

Sozi a lve rs i cne rung ' fUr 
Z i v i ld i e n s t l e i s t e n d e  • • • • • • • • • • • • • • • • •  S 1 ' . 531 . 299 

Fa m i l i e nu n t e rh a l t  und 
W ohnk o s t e n b e l h i l fe • • • • • • • • . • • • • • • . • • • •  S 1 9 , 547 . 929 

Tra.n s p o r t e  d u rc h  d i e  13ahn • • • • • • • •  6 • • • S --------

En t s c h ä d i gungen a u f  Grund d e s  
GebUhre n a n s p ruc h s g e s e t z  • • • • • • • • • • • • • • S 

öffe n t l i c h e  A bg a b e n  • • • • • • • • • • • • • • • • • •  S 

1 4 5 . 403 

64 

Ta gg e l d  • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • •  S 1 5 , 1 84 . 1 98 

Ub e r b r U c k u ng s h i l fe • • • • • • • • • • • • • • • • • • •  S 1 p 1 39 . 772 

aua t i e rg e ld • • • • • • • • • • • • • • • • • • • •  o • • • • •  S 1 , 6 1 9 . 550  

K o s t g e ld • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • •  S 5 1 , 806 . 21 8  

K l e i d e r g e l d  • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • •  S 4 , 453 . 1 82 

W a s c h - und Put z z e u g g e l d  • • • • • • • • • • • • � .  S 6 , 1 76 . 1 1 5  

R e l s e k o s t e nv e rgUtung • • • • • • • • • • • • • • • • •  S 2 , 830 . 099 

V e rg U t u n g e n  g e m ä ß § 5 1  A bs . 1 
Z i v i l d i e n s t g e s e t z  • • • • • • • • • • • • • • • • • • • •  S 825 . 374 

11 7295 502 R e i s e k o s t e n  g e mä ß § 5 1 A b s . 1 
Z i v i l d i en s tge s e t z  • • • • • • • • • • • • • • • • • • • •  S 200 . 65 1  

11 7692 Be g r ä bn i s k o s t e n  fUr 
Z i v i l d i e n s t l e i s t e n d e  • • • • • • • • • • • • • • • • •  S --------

SUMME d e s A n s a tz e s  1 /1 1 1 71 • • • • • • • • • • • •  0 0  • • • • • • •  & 0 .  S1 1 7 , 459. 854 

1 981 

'1 6 , 853 . 61 9 . - ' 
" 

29  p 691 . 902 , - ' 

. 

1 38 . 578 , -

1 32 , -

1 7 , 822 . 1 01 , -

768 . 1 06 , -

1 , 657 . 307 , -

6 9 , 553 . 583 , -

2 , 61 1 . 846 , -

7 ; 2 1 0 . 324 , - . 

5 , 384 . 71 7 , -

850. 784 , -

237 . 478 , -

S 1 52 , 186 . 477 , -

B e i lage 7 

Di fferenz 
z w i s c h e n  

1 980 und 1 981 

+ 

+ 

+ 
+ 

+ 
-+ 

+ 
+ 

+ 

+ 

3 , 322 . 320 ,  

1 0 , 1 49 . 97 j , 

6 . 825 , 

68 , 

2 p 637 . 903 , 

371 . ()6n , 

3 7 . 757 , 

1 7 , 747 . 365 , 

1 , 84 1 . 3 36 . 

1 . 034 . 209 , 

2 , 554 . 61 8 ,  

25 . 4 1 0 ,  

36 . 821 , 

S 35 , 326 . 62 3 , -
a m = . a a 8 a g a D Q a a a m m m 5 � a Q a g C _ . = m g . a � a a . a . m � D =  • •  g � a a � � m B m . _  

Da s Bu nrt e s m 1 n 1 s t e r 1 u m  f U r  Fi n a n z e m  h a t  m i t  Z a h l  26 021 0/21 - I I /4/81 vom 1 6 . 1 .1 . 1 98 1 , Art . V Abs . 1 z .  2 
d e s  Bu nd e s f i n a n z g e s e t z e s  1 981 , d i e  U b e r s c h r e i tung d e s  Bund e svoransc h l a g e s  1 981  b e i m  Ansatz 1 /1 1 1 77 
1 n  d e r  H ö h e  von S 5 , 700 . 000 , -- g e n ehm i g t . 
Di e t a t s ä c h l I c he U b e r s c h r e i t u n g  b e t r u g  S 4 , 006 . 477 , - " / . 

--
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' 1 . Da s Bund e sm i n i sterium [Ur Fi nanzen hat m i t  Note vom 1 6 . 1 1 . 1 981 , Zahl 26 0 2 1 0/2 1 � I I /4/81 , 
� � m ä ß  A r t . V Abs . 1 Z .  2 d e s  Rund e sf i nanzge s et z e s  1 981 , d i e  Ubersch r e i tung d e s  Bund e svora n­

sc h l a g e s 1 98 1  be i m  Ansatz 1 /1 1 1 77 .  in der Htihe von S 5 , 700 . 000 , - genehm i gt . Die ta t s ä ch l i c h e  

U b e r s c h re i tu n g  bet\ug S 4 , 006 . 477 , - .  .. . .. . .. . . . . . . .. t .. . .  .. 
Di e J a h r e skred i tUbersc hre i tung wurd e m i t  d e r  Au fle ge e r t e i l t , d a ß  Einsp a r'ungen beim An s a t z  

1 /1 1 1 78 Zivild ienst , Aufwendungen 1 n  d e I'  Hl:>h e  von ' S  2 , 000 . 000 . . -- 's owi e b e i m  A n s a t z  1 / 1 1 407 
Bund e sg e nd a m e r i e ,  Au fwend ung e n , ge s e tz l i c h e Verpf1i c htuneen in d e r  HHhe von S 3 , 700 . 000 , -
v o rg e n ommen werd e n . 
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- � ---

Getätigt e  Ausgaben b e i m  finanzge s et z l i chen Ansatz 1 /1 1 1 78 

VP 4 590 

n 6300 

n 6420 

n 7221 

1 980 

Dlenstabzeic hen • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • •  S 

Le i stungen d e r  Post • • • • • • • • • • • • • • • • • • • •  S 

Sonstige Gerichtskosten • • • • • • • • • • • • • • • •  S 

RUckersätz e von Einnahmen d e r  Vor-
j ahre • • • • • • • • • •  o • • • • • • •  o o  • •  o • •  e o . o  • • • • •  S 

n 7281 Ersätze gemä ß § 41 Abs . 2 

28. 837 

696 

1 28 . 356 

33 

Zivildi enstge setz • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • •  S 1 5 , 021 . 565 
" 

M 

7282 Sonst i ge Le i s tungen von Gewerbe-
trei bendd en , Firmen u. j u r a  Personen • • •  S 495 . 200 

7290 070 VergU tungen an d i e  Österreichlsche  
Sta a t sdrucke re l • • • • • • • • • • • • • • • • • • •  o • • • •  S 

" 7290 078 Ersätze gemä ß § 41 Abs . 2 
Zlvi ld i enstge setz , a n  d i e  Post • • • • • • • • •  S 65 . 481 

" 7290 079 Ersätze gemäß  § 41 Aba . 2 
Zivl1d i esntge setz , a n  d i e  ÖSB. o • • • • • • • •  S 70. 1 50 

" 7303 Ersätze gemäß § 4 1 Abs . 2 
ZIvildienstgesetz , a n  Länder • • • • • • • • • • •  S . 1 . 41 5 . 474 

" 7305 Ersätze gemäß § 41 A b s . 2 
Zivl 1d lenstge setz , an  Gemeinden • • •  o o o  • •  S 654 . 1 38 

n 7307 Ersätze gemä ß § 4 1 Abs . 2 
Z l v l 1d i enstgeset z , an  Gemei nd everbände .  S 1 1 3 . 1 24 

SUMME d e s  An s a t z e s  1 /1 1 1 78 • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • •  S 1 7 , 993 . 054 

1 981 

1 36 . 254 , -

999 , -

1 9. 41 3 , -

1 8 , 323 . 608 , -

1 . 6 3? , -

1 85 . 520 , ... 

1 34 . 856 , -

21 . 762 , -

1 , 854 . 362 , -

640 . 4 52 , -

202 . 1 62 , -

S 21 , 521 . 020 , -

Sella�e 8 

Differenz 
zwi schen 

1 980 und 1 981 

+ 
+ 

1 07 . 41 7 , -

303 , -

1 08 .91, 3 , -

33 . -

+ 3 , 302 . 043 , -

493 . 568 , -

+ 1 85 . 520 , -

+ 6 9 . 375 , -

48 . 388 , -

+ 4 38 . 888 , -

1 3 . 686 , -

+ A9. 038 , -

S 3 , 527. 966 , .  
a Q D D . D a a a a c . m  • • •  D E � a m m a g a � g a m . g  • • • • •  = p  • • • • • •  � a D m  • •  a • • •  

Zusamm e n fA s sung d e r  getät i gten Ausgaben bei d e n  
flnanzge setzlichen Ansätzen : 

1 /1 1 1 77 • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • •  S 1 1 7 , 459 . 854 
1 /1 1 1 78 • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • •  , • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • •  S 1 7 , 993 . 054 

Ge �amtsumme • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • •  S 1 35 , 4 52 . 908 

1 52 , 7AF. . 477 , -
2 1 , 521 . 020 , -

1 71, , 307 . 497 , • 

35 , �26 . 623 , -
3 , 527 . 966 , .  

38 , n54 . 5�9 , - . /,  

III-174 der B
eilagen X

V
. G

P - B
ericht - 01 H

auptdokum
ent (gescanntes O

riginal)
36 von 73

w
w

w
.parlam

ent.gv.at



' / . Da s Buno e sm i n i s t erium fUr F i n a n z e n  h a t  m i t  Note vom 1 6 . 1 1 . 1 981 , Zahl 26 0 2 1 0/21 - I I /4 /81 , 

g e m ä ß A r t . V Abs . 1 Z .  2 d e s  Bund e s finanzge s e t z e s  1 981 , d i e Uberschre i tung d e s
' 

Bund e svoran­

s c h l a g e s  1 981 b e i m  A n s a t z  1 /1 1 1 77 ,  i n  d er HBh e von. S. 5� 700 . 000 t �. genehmi gt . Di e t a t s ä ch l i ch e  

U be r sc h r e i tung be tru g S 4 , 006 . 477 , - .  . .  . . . . . . . . . . . . . . .  . . 
O i e J e h r e s k r e d i t U be r s c h r e i tung wu r d e  m i t  d e r  Auflage. e r t e i l t , .  d a ß  Ei nsparungen b e i m  A n s a t z  

1 / 1 1 1 78 Z i v i ld i en s t , Au fwend u n g e n  i n  d er H ö h e  v o n  S 2 , 000 . 000 , - s ow i e b e lm A n s a t z  1 / 1 1 407 

Bund e s g e n d a m e r i e ,  Au fwendun g e n , g e s e t z l i ch e  Ve rpflic htungen 1 n' tl e �  Höhe von' S 3 , 700 . 000 , ­

v o r g e n o m m e n  w e rd e n .  

• • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • •  I 

. . . . . . . . 

" . 
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Erz i e l t e  Einnahmen beim finanzees etzl ichen Ansatz 2/1 1 1 70 

1 980 

VP 8260 VergUtungen von Bund e sd ienststellen • • • • • •  5 1 , 226 . 758 

" 8260 064 Ve rgUtungen d e s  SM fUr Ba.uten u .  Technik 

gemäß § 4 1  Zivi ldl enstgesetz • • • • • • • • • • • • •  5 -------

" 8260 078 VergUtungen der Post gemäß § 4 1  

Zlvl 1dlenstgesetz • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • 5 7 . 73 3 . 493 

" 8260 079 VergUtungen der  ÖBB gemäß § 4 1  
" 

Zlvi ld l enstgesetz • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • •  5 1 , 601 . 596 

" 8281 RUckersätze von Ausgaben 

der Vorjahre • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • •  5 58. 350 

" 8299 002 Sonstige verschI edene Einnahmen • • • • • • • • • •  S 3 . 864 

" 8503 Ersätze vonlände r  gemäß § 4 1  

Zivi ld i enstge s etz • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • •  5 2 , 976 . 668 

" 8505 Ersätze von Gemeinden gemäß § 4 1  

Zivi ld i enstgesetz • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • •  5 4 , 877 . 366 

" 8507 Ersätze von Gemeind everbänden 

gemäß § 41  Zlvld lenstge setz • • • • • • • • • • • • • •  5 1 60. 276 

" 8820 Ersätze  gemäß § 41 Z ivi ld i enstgesetz • • • • • 5 6 , 67 5 . 288 

SUMME d e s  Ansatzes 2/1 1 1 70 • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • •  S 25 , 31 3 . 659 

1 981 

2 , 833 . 209 , -

1 0 , 1 46 .. 533 , -

1 , 625 . 706 , -

• 7 . 546 , -

3 . 789 , -

3 , 909. 836 , -

5 , 321 . 1 39 , ·  

290 . 329 , -

1 0 , 1 1 7 . 6 1 3 . -

S 34 , 25 5 . 700 • •  

Bc lla.p;e 9 

1 + 

1 + 
1 +  

-

1 + 
1+ 
+ 
+ 

Di fferenz 
zwi schen 

1 98Q und 1 981 

1 , 606 . 451 , -

2 , 4 1 3 .040 , -

24 . 1 1 0  • •  

50 . 804 , .  

, 75 , -

933 . 1 68 , -

443 . 773 . ·  

1 30 . 05, . ·  

3 . 44 2 . 325 , -

5 8 . 94 2 .04 1 , .  
= . m a Q m . a a . G  • •  m a . � = a  • •  a m m = D Q . m a D a g D a p a • • • • •  a D . � a  • •  g g  

. . / . 
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* ' 1 . Der Di fferenzbetra g  von 5 4 . 563 . - i st d arauf zurUckzufUhren , we i l  b e im Amt d e r  5 a l z burger 

Land e s re g i e rung d i e s e r  Betra g a l s  Ford e rung n och offen i s t .  Di e s  wirkt s i c h  auch im Ge samt e ! n­

nahmenbe t ra g  aus . 

- . 

- ,  

' I  

. • ' .  r 

� 

. , 

, I' 

• "'! "., .... , :;  , . ,  't .: ! . 

· . . . . . . . . 

· . . . . . . . . . . . . . . . . . 

· . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 

. . . . . . . . . . . . . .. . . . . . . . . . . . . . 

" 

· . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  . 

Q "  

· . . . . . . . . . . . . . . . . .  . 

· . . . . . . . . . . . . . 

· . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  . 

11 .\ I , '  

.. . , .  

,H' 

.' 

, '1  , '. 
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- -� ....... 

Beilap:e 1 0  

G e tätigte Au sgaben beim fin an zge e e t zl i ohen An e a t z  1 / 1 1 1 77 Differenz 
zw i s c h e n  

VP 7 } 1 0  

11 7 6 9 1  

" 6 2 00 

K 6 4 1 0  

6f 

öl 

" 

" 

11 

" 

11 

7 1 00 

7 24 1 

7 2 4 2  

7 2 4 3  

7 ::! 4 4 
7 2 4 5 
7 2 4 6  

S o z i alve rs i c h e ru n g  fUr 
Zivi ld i e n a t le i o t e n d e  . O G  • • •  O . ' 0 . O � 9  • •  0 0 0 0  

F a mi l i e nu n t e rh a l t  und 
W o nn ko s t e n b e l h i lfe • • • • • • • • • • • • • •  e • • • • • • •  

Tran s porte durch die Bahn ,., . _ 0 . o8  • •  8 . 0  • •  D O  

En t o c h li d 1 gu n g e n  auf G run d  d O ß  
G o bUhrenan o pru c h ogs a e t z6 s  � � . �  • • • •  o . &  • • • •  

ö ff e n t l i che Abgaben • •  O • • • • • • • • • • • •  O � �  • •  O 

Tngge l d  • • •  0 • • • •  0 . 0 0 ' . ' &  • • •  0 0 6 0 . S . ' . 0 ' 0 0 0  

UbarbrUckungahllfe . e e  • • •  o � O . $ o . o o . e . o . o .  

Quar t i e rg e ld e o e  • •  o o . o  • • •  o o a  • • • •  o . o � . o  • •  o 

K o s tge ld • •  e o . o O O O O Q � . O O . O . '  • • • •  ' . O '  • • O O O 

Kle ida rgeld � • • •  o e  • • • • • •  � o e  • • • •  o • •  O • • •  O O Q  

W a a ch- und Pu t z z e uggeld D • • • • • •  O • • •  O • •  o o o  

11 

n 

7 2 4 7  R e l B e k o e tenve rgU tung . 0 . 0 0 0  • • • • • • •  0 0 0 8 0 . 0  

7 2 9 5  5 0 1  V e rg U tunge n g e m ä ß  § 5 1  ZDG . 0 0 8  • •  0 0  • •  0 0 0 0  

11 7 2 9 5  502 Re i e e k o e t e n  gemä ß § 5 1  ZDG O • • •  e . o . O C O  • • • 

11 7 6 9 2  De gräbn l a k o e t e n  fUr 
Zivildiens tle i s t ende • •  o � o O . ' $ O  • • • •  O O . O . D  

SUMME d e s  Ans a t ze s  1/1 1 1 71 • • •  0 • • • •  0 • • • • • • • • • • •  0 0 0 0 . 0  

s 

s 
s 

s 
S 
S 
5 
5 
S 
S 
S 
S 

5 
5 

s 

1 98 1  

1 6 , 653 . 6 1 6 , 8 1 

2 9 , 6 97 0 902 , 4 4 

1 36 . 5 77 , 90 

1 3 2 , -

1 7  , 822 . 1 0 1  , -

7 68 . 1 06 , -

1 , 6 5 7 . 307 , -

6 9 , 5 5 3 . 5 83 , 20 

2 , 6 1 1 0 8 4 6 , -

7 , 2 1 0 . 32 3 , 75 

5 , 384 . 7 1 6 , 7 9  

850. 784 , -

237 . 477 , 6 5 

S 1 52 , 786 . 47 6 , 5 4 

1 982 1 9 8 1  und 1 982 

2 1 , 2 25 . 774 � 52 1 + 4 , 372 � 1 5 5 , 7 1 

30 , 3 5 3 . 2 65 � 23 1 + 
1 37 . 6 4 0 , 6 5 -I-

6 5 5 . 3 6 2 , 79 

1 37 . 640 , 6 5  

33 7 . 0 1 3 , 70 I + 1 9 8 � 4 3 5 , 80 

24 , 9 87 � 06 6 . -

1 , 854 . 1 47 , -

2 , 07 L 300 , -

80 , 2 30'. 903 � 80 

7 j 1 4 9 a 0 5 2 , -

1 1 , 3 1 9 . 7 93 , 94 

5 , 9 1 4 .. 3 90 � 75 

1 , 3 04 . 6 7 8 g -
4 43 . 3 20 , 80 

1 32 , ­

+ 7 , 1 6 4 . 96 5 , ­

+ 1 , 086 .. 04 1 , ­

+ 4 1 3 . 9 9 3 , ­
+ 1 0 , 6 7 7 . 3 2 0 , 6 0  

+ 4 , 5 3 7 . 206 , ­
+ 4 , 1 09 . 4 70 , 1 9  

+ 5 29 . 67 3 , 9 6 

+ 4 5 3 0 89 4 , ­

+ 2 05 . 84 3 , 1 5 

1 87 , 32 8 . 34 6 , 3 9 I + 34 , 54 1 . 86 9 , 85 
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Ge tti tigte Ausgaben b e im finanzge s e t z11chen 

VP 4 570 Druckwerke e 0 • • • •  $ • •  0 0 • •  0 0  • • •  0 • • • • •  0 • 80 • • • •  � s 
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6 9 20 

72 2 1  

7 270 
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Le i a tungen d e r  P o e t  0 • • • • •  0 • • • • • • • • • • •  0 • • • • 

Sone t i ge G e ri cht eko e ten � • • • •  o o  • • • • • • • • • • • •  

S ons t . R e ch t s- u . B e ratungeko a t e n  an phy s i -
s c h e  Pe rs on e n . o o . � o o  • • • •  e o  • • • • •  o • •  o • •  o e o O G  

S o n s t .  R e oh t a - u . Be ratungekoa ten an j u r i -
s t i sche P e r e o n e n  o • • • • • •  � • • • • • • • • • • • • • • • • • •  

S c had e n e v e rgU tungen 6 � e  • • • •  e . o  • • • • • • • • • • • • •  
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72 97 S on s t i ge Au sgab e n  • • • • • • •  0 • • • • • • • • • • • • • • • •  0 S 
7303 Ersätze gem . § 4 1 Abe . 2  ZDO an Llind e r  . e . . . .  S 
73 0 5  E r s ä t ze ge rn .  § 4 1  Abs . 2  Z D G  an G o me i n d e n  • • • . S 
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Erzielte Einnahmen belm flnanzge a e t zllchen Ansatz 2/1 1 1 74 

An s a t z  2/1 1 1 70 

VP 8260 007 VergU tungen von Bund esdlena t e te llen • • • • • 

" 8260 0 1 0  VergU tungen d e ö e t . S tatl e t . Ze ntralamte s  

gemäß § 4 1  ZDG . 0  • • • • • • • • • • • • • • •  0 • • • • • • • •  
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11 8820 
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§ 4 1  ZDG $ • • • • • • • • • • • • • • • • • • •  a • •  o o  • • •  o • • •  

Ersä t z e  gemäß § 4 1  Z Da • • • • • •  &�  • • • • • • • •  o .  

SUMME d e e  Ans a t z e s  2/1 1 1 74  • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • •  0 

S u mme d e s  Ans a t z e s  2/1 1 1 70 • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • •  

. ,  

1 981  

S 2 , 8:33 . 208 , 5 9  

S -----------

S .. _ _ _ _ _ _ _ _ _  CD 

S 1 0 , 1 46 . 533 , -
S 1 , 6 25 . 706 , -
S 7 . 54 6 , 1 3 
S 3 . 788 , 6 8 . 
S 3 , 909 . 836 , 3 1  
S 5 , 32 1 . 1 38 , 78 

S 290 . 3 29 , 4 1  
S 1 0 , 1 1 7 . 6 1 3 , 24 

S 34 , 25 5 . 700 , 1 4  
============::1 

1 982 

Beilage 1 2  

D1ftl'!renz 
z w i s c h e n  

1 981 und 1 982 

2 , 5 1 8 .952 , 84 I - 3 1 4 . 25 5 . 75 

1 . 4 4 1 . 1 90 , 81 I + 1 , 44 1 . 1 90 , 81 

1 0 , 276 . 489 , -
2 , 700. 78 1 , -

764 . 1 56 , 9 1 
1 . 076 , -

4 , 940 . 988 , 96 
7 p 062 . 387 , 7 1  

6 5 1 . 1 81 , 5 1  
1 2 ,  63} .  1 2']  , 04 

+ 1 29 . 95 6 , ­
+ 1 , 075 . 075 , ­
+ 7 5 6 . 6 1 0 , 78 

2 . 7 1 2 , 68 
+ 1 , 03 1 . 1 52 . 6 5 
+ 1 , 74 1 . 24 8 , 93 

+ 360 . 852 , 1 0  
+ 2 , 5 1  5 . 5  1 3  , 80 

=&l�2
=
,::

:a
0
==
.::�:} ... 8=�a+==�,}:=4=·1Z6: .. 1='=6=4... .. :. 

III-174 der B
eilagen X

V
. G

P - B
ericht - 01 H

auptdokum
ent (gescanntes O

riginal)
42 von 73

w
w

w
.parlam

ent.gv.at



• 
R E P U B U K  Ö S T E R R E I C H  
Z I V I LD I E N STO B E R KO M M I S S I O N  

B E I M  
BUNDESMINISTERIUM FÜR INNERES 

1014 Wien, Postfach 1 00  

Zahl : 94 031 /1 2-ZDOK/VS/83 
Bel Beantwortung bitte angeben 

Anlage 2 zu Zahl : 94 031 /1 0- 1 1 1/5/83 

B E R I C H  T 

d e s  Vor s itz enden der Ziv il d i enstoberkomm i s s ion 

Dr . Erwin F A S E  T H 
Senat sprä sident des OGH 

gemäß § 54 Ab s .  3 ZDG für d i e  Pe riode 1 9 81 und 1 982 . 

W i en ,  im Mä rz 1 9 83 
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R E P U B L I K  ö S T E R R E I C H  
Z I V I LD I E N STOB E R KO M M I S S I O N  

B e i M  , 

BUNDESMIN ISTERI U M  FÜR I NNERES 
1014 Wien, Postfach 100 

, 

Zahl : 94 031/1 2- ZDOK/VS/83 

Bel Beantwortung bitte angeben 

- I 

, " 
, 

Beri cht gemäß § 54 Ab s .  3 ZDG 

An - den 
Nationalrat 

im Wege d e s  Herrn Bunde smini sters 
für Innere s 

Herrengas s e  7 
1 01 4  W I E  N 

� Gemäß § 54 Ab s . 3 Zivildi enstgeset z  ( in der Folge kurz - ZDG ) 
in Verb indung mit § 1 5  der Ge s chäft s or�ung der Zivildi enst­
ob erkommi s si on wird auf Grund des Beri cht es de s Vorsit z enden 
der Zivi l di enst kommi s s i on (in der Folg e : ZDK ) unt er Verwen-

' dung des von der Ges chäfts st e l l e  der ZDK und der Zivildi enst­
oberkommi s sion ( ZDOK ) bekanntgegebenen Zahl enmaterial es nach­
st ehender 

B e r i c h t " 

, 

über di e Tät igkei t  der ZDK in den Jahren 1981 und 1 982 und 
der ZDOK _im Jahre 1 982 erstatt et : 

, : 

� . , . . 

nie ZD� hat am 1 . 10�974 ihre Täti gkeit zunächst - mit einem 
Senat aufgenommen .  , Si e  sto ckt e  am 1 . 1 . 1975 ( al s  ihre Ent­
s c heidungstätigkeit gemäß § 6 Abs .  1 ZDG alt e Fas sung be­
gann ) " zunächst auf drei Senat e , am 1 . 1 . 1 978 auf fünf Senat e 
�nd am 1 . 1 . 1 981 auf sieb en" Senat e auf .  Seit 1 982 i st neben 
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den al s Vorsitz ende dieser s�eben Senate fungierenden Richt ern 
no �h ein weit erer Richt er ohne eigenen Senat b ei plötzl ich auf­
tret ender Behinderung eine s Senatsvorsit z enden und beim Abbau 

, , , 

der sich insb e sondere j eweil s zu den EinrU ckung sterminen erge-
benden Belastungsspitzen tätig. Mit Stichtag 31 . 1 2 . 1982 weist 
die ZDK einen Stand von insgesamt 1 61 Mitgli edernauf , und zwar 

t • •  . . . , .L . 

8 Mitglieder gemäß § 47 Abs .  3 Z 1 ZDG (Ri cht er )  
26 Mitgli eder gemäß § 47 Ab s .  3 Z 2 ZDG ( Beamte de s Bunde smini-

steriums für Inneres 
al s Berichterstatt er ) 

72 Mitgli eder gemäß § 47 Abs .  3 Z 3 ZDG ( ent s endet vom Bundes-
jugendring ) 

19 Mitgli eder gemäß § 47 Abs·. 3 Z 4 ZDG ( ent sendet von der Bun-
deskammer der gewerb-
li chen Wirt schaft ) 

36 Mitglieder gemäß § 47 Abs .  3 Z 4 ZDG ( ent s endet vom Öst errei­
chis chen Arbeiterkammer­
tag ) . _ _  . _. ":' _ _  ' _  

Die ZDK war b i s  1 . 1 . 1 982 als Behörde nach Art . 1 33 Z 4 B-VG kon­
's�ru�ert (§  53 ZDG alte Fas sung ) , seit 1 . 1 . 1982 i st sie.  eine Bun-� .  I • .. ,  -
desbehörde , deren Mitglieder in Ausübung ihres Amt es an keine 
Wei sungen gebunden sind (§  43 Ab s .  4 ZDG neue Fas sung ) . 

Di e ZDOK wurde gemäß § 43 Ab s .  1 Z 2 ZDG in Verbindung mit Art . 
IV Abs .  1 Z 2 der ZDG-Novelle 1 980 am 1 . 1 . 1982 beim Bunde smini­
st erium für Inneres al s Behörde nach Art . 1 33 Z 4 B-VG erri cht et . 
Sie hat an die s em Tag ihre Geschäfte mit 38 Mitgl iedern aufge-
nommen, und zwar mit 

3 Mitgl i edern , gemäß � 47 Abs .  3 Z 1 ZDG (R� cht er) 
I 5 Mitgli edern gemäß § �7 Ab s • . ?  Z 2 ZDG ( Beamt e  des Bundesmini-

. '- " .  . st eriums für Inneres 

15 . Mitgliedern 

L 9  Mit gli edern 
� .... . 

r 

gemäß 
-

ge'mäß 
-' . , 

'-• I • I 
6 Mitgl iedern gem�ß 

§ ,47 Abs .• _ 2 

§ 47 Abs .  3 
- .... . "-. " 

§ 47 Ab s .  3 
-

a l s  Beri cht erst atter )  
Z 3 ZDG ( ent s endet vom 

jugendring ) 
Bundes-

Z 4 ZDG ( ent s endet von der Bun-
deskammer der gewerb-

,- lichen Yirt s chaft ) 
. - -

Z 4 ZDG ( ents endet vom Öst errei-
chi sehen Arbeit erkammer-
tag ) . 
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Im Laufe der Jahre hat sich bei der ZDK eine durchwegs re cht 
gut � Zusammen- un� Mitarbeit der �inz e�nen Senat smitgl ieder 
e rgeben. Gewi s s e  Schwi erigkeiten b e stehen nach dem ( in Ab­
li chtung beigel egt en )  Beri cht des Vorsitz enden der ZDK bei 

der Besetzung der Senat e für Wi en, Ni ederö st errei ch und Bur­

genland , weil hi er der öst errei chi s che Arbeit erkammertag zu 
wenig Mitglieder in Vors chl ag gebracht hat ; ferner gelegent­

l i ch hinsicht li ch der Mitglieder nach § 47 Ab s .  3 Z 3 ZDG , die 
manchmal unent s chul digt ni cht zu den Verhandlungen ers cheinen. 
Von weni gen Ausnahme n abgesehen b emühen sich nunmehr ( fast ) 
al l e  Mitglieder um Ob j ekt ivität ; einige Mitgli eder nach § 47 
Abs .  3 Z 3 ZDG neigen all erdings nach wi e vor dazu , in Ver­
kennung ihrer Ob j ekt ivit ät gebietenden Amt spfl icht gl eich-

sam als "Helfer " der Antragst eller tätig zu we rden� D a s  nähere 
hi ezu i st dem Beri cht des Vorsitz enden der ZDK zu entnehme n 

( siehe dort di e Se iten 3 und 4 ) . � 

Bei den Mitgliedern der ZDOK handelt e s  sich durchwegs um Per­

s onen, di e auf eine l ang jährige Tätigkeit bei der ZDK . zurück­
bli cken können und ihre dort gewonnene Erfahrung ersichtlich 

b emüht in di e  ZDOK einbringeno Si e sind ausnahms l o s  be strebt , 

di e Recht spre chung wirkli chkeit snah , dem Ge setz ent spre chend, 

aber auch den Probl emen der Antragst eller gere cht werdend zu 

gestalten. 

Nach dem Beri cht de s Vorsit z enden der ZDK ( dort Seit e 4) und 
den dami t üb�reinstimmenden Wahrnehmungen der, ZDOK ist die . 

Qualität der Zivi l di enst anträge in den einz elnen Lande steilen 

s ehr vers chi e den.  Es i st di es ersi chtli ch ni cht nur auf die 
unt ers chie dl i che Artikulati onsfähigkeit , der Antragsteller 

zurü ckzuführen, s ondern erkennb ar auch auf den Umfang der 

Beratung , die den Zivil dienstwerbern geboten wird. Den Aus­
drucks schwierigkeit en der Antragst eller wird von der ZDK 
und der ZDOK gebührend Rechnung getragen� 

Die ZDG-Nove lle 1980 (BGBl . Nr .  496 ) hat sich nach dem Dafür­
halt en der Vorsitz enden der ZDK und der ZDOK durchaus posi-
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tiv ausgewirkt . Die durch § 48 Ab s o  1 ZDG neue Fassung ge­
s chaffene Möglichkeit , "  nötigenfal is 'auch mit (nur ) fünf 
( statt sechs ) Mitgl i edern zu ve�handeln und zu ents cheiden, 

, , , 
hat einers eit s zur vermehrten Teilnahme bi sher säumiger Se-

. . . . . 
nat smitgli eder geführt und andererseits" - so manchen Verhand-

. . . . 
lungstag gerettet , zu dem ein Senatsmitglied - gelegentli ch 

, , 
unent schuldigt - ni cht ers chienen war. 

.. .. L . _  

Die Einführung der Berufung gegen Bescheide der ZDK hat sich 
s ehr b ewahrt . Sie hat zu einer weitgehenden Konformität der 
Judikatur der ZDK - soweit diese Rechtsfragen berührt - bei­
getragen. Durch die Re cht spre chung der ZDOK wurde ferner eine 
gewi s se Gleichförmigkeit in der Beurteilung der Abwei sungs­
gründe seitens der ZDK in die Wege geleitet . Auf di e Frage , ob 
und unt er welchen Umständen die Anerkennung eines Antragstel­
l ers möglich i st ,  kann allerdings die ZDOK in ihrer Re cht­
sprechung keinen EinSluß nehmen, da nach der derzeitigen Ge-

, , 
setzeslage ein Re cht smittel gegen Anerkennungsbe s cheide ni cht 
zulässig i st . Die s hat j e do ch bei der ZDK - von einem Senat 
abge s ehen - bisher noch zu keinen besonders ins Gewicht f�l� 

' lenden 'Schwierigkeiten geführt . Die ' Judikatur der Senate der 
. . . . 

" ZDK und ZDOK i st die sbezüglich - wie in der Folge noch dar-
zustellen s ein wird - s ehr wohlwollend und insofern weitgehend 
ausgeglichen. 

Das Berufungsrecht wird von den Antragstellern deren Anträge 
i n  erster Instanz ab- oder zurückgewiesen wurden, voll akzep-

• a. • • • • 
tiert ; e s  wird in der Regel besonnen und maßvoll ausgeübt . 
De� im Jahr 1982" 

erg�gene� 1482 �b- bzw. zurüc�eisenden 
B e s cheiden stehen 540 Berufungen, das sind rund' 36 , 5  % der 
bekämpf'baren Bescheide " gegenüber'. 'Dieser Proz entsatz ist' , 
wohl verglei chsweis e  - gegenüber den in den ' Vorjahren er­
hob enen Verfassung'sgeri chtshofbeschwerden :.. sehr hOCh ,  doch 
darf bei der Beurte ilung' di eses Umst�des- nicht außer Acht 
gelassen werden, daß Be s chwerden an den Verfas sungsgeri chts­
hof im allgemeinen eher s elten ergriffen werden und die An-, , -
z ahl dieser Be schwerden nach Einführung der Berufung auch im 
Zivildienstverfahren auf 2 im Jahr 1982 zurückgegangen ist . 
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Beiden Bes chwerden i st ,  wie der Vollständigkelt halber zu berich­
ten i st ,  ein Erfolg versagt geblieben.  

Die Zahl der Antragstel l er ,  die nach Ableistung des Grundwehrdien­
st es ihre Befreiung von der Wehrpflicht beantragt en , ' hielt sich .... ' .  
1 981 und 1 982 in' durchaus vertretbaren Grenz en. Das �ähere hie zu 
wird in dem ge�äß Art . ' �II der ZDG-Novelle ' 1 980 , BGBI . Nr. 496 ,  zu 
erstattenden Bericht bekanntgegeben werden. " 

Welchen Jahrgängen die Antrag'steller angehört en, konnt e' die Geschäfts­
s telle der ZDK dem Berichtverfasser nicht bekanntgeben . Zur Ermittlung 
dieser Daten, die sich ni cht aus' den Geschäft sbehelfen (Registern )  er­
geben, ist sie wegen Personalmangel s nicht in der Lage . Derartige An­
gaben können erst nach dem ( geplanten) Einsatz eine r  Dat enverarbei­
tungsanlage gegeben werden.  Derz eit müßte  s i ch der ha . Beri cht die s­
bezüglich auf Zahlenmat erial des Bundesminist eriums für Landesvert ei­
digung stütz en,  was jedoch - ganz generell - nicht zielführend i st ; 
denn von dieser Behörde werden die auf die Antragst eIlung und die Er­
ledigung der Anträge bezughabenden Daten "zeitverset zt " ermittelt 0 So 
etwa zählt das Bundesmin�erium für Landesvert eidigung die Anträge am 

Tag der AntragsteIlung ( §  5 ,Abs . 1 ZDG ) , die Geschäft s st elle der ZDK 
dagegen am Tag des ( oft wes entlich spät eren) Einlangens des Antrages 
beim Bundesministerium für Inneres ; das Bundesministerium für Inneres 
registriert die Erledigung ( s chon) mit der Entscheidung , das Bundes­
minist erium für Landesvert eidigung dagegen erst die dort ( zwangsläu­
fig spät er) einlangende s chriftliche Mitteilung vom Verfahrensausgang 
(§ 6 Abs .  1 ZDG ) ; vom Bundesministerium für Landesverteidigung werden 
die Antra'gsteller gezählt , wogegen die ZDK die Zahl der b ei ihr einge­
l angt en Anträge ermittelt . Diese ist aber mit der Zahl der Antragstel­
ler keine swegs ident . Nach den ha . Unterlagen dürften ( zumindest ) 1 81 
Antragstell er , die in den letzten Jahren ab- bzw.  zurückgewie s en wor­
den sind, ihre Anträge wiederholt haben. Möglicherweise  liegt die Zahl 
solcher Anträge 'auch weit höher .  Sie kann ohne umfangreiche Erhebungen 
nicht festgestell t werden;' ' : ': , >-, , : , :. ::' : .. , ; . .  

Unters chiedliche Auffassungen best anden bei den Senaten der ZDK unmit­
telbar nach der N�vellie�g des Ges etzes  darüber,  waS unter dem in 
§ 5 Abs .  1 Z 1 ZDG verwendeten Begriff " erstmalige Einberufung " zu 
verstehen i st . Dies  wurde j edo ch von der ZDOK schon kurz nach Aufnah­
me ihrer Amtstätigkeit im Sinne des Erkenntni sses des Verfas sungsge­
richt sho fes  vom 1 5 0 1 2 . 1 9 81 ,  B 231 /81 , kl arge stellt ( Zl .  1 22 275/2-
ZDOK/1 /82 ) 0 

III-174 der Beilagen XV. GP - Bericht - 01 Hauptdokument (gescanntes Original)48 von 73

www.parlament.gv.at



- 6 - -

. . 
In der Re cht spre chung des Verfassungsgerichtshofes wurde lauch in 
den Bericht s jahren mehrfach zum Ausdruck gebracht , daß e s  zur An­
nahme s chwerwiegender Gewissensgrü�de keiner Umstände �edarf , die 
dem Antragsteller die Anwendung von Waffengewalt gleichsam aus . 
innerem Zwang unmöglich mach�n (Erkenntni� vom 1 2 ,) . 1982 , B 1 41/ 
77 und andere ) ,  sondern daß zur Glaubhaftmachung von Gewiss ensgrün­
den s chon die gefestigt e  Überzeugung , Wa�fengew�lt gegen Mensc hen 
nicht anzuwenden ,  genügt . Andererseits wurden zahlreiche Antrag­
steller,  die ihren Antrag bloß auf die Behauptung stützten, daß 
Gewaltanwendung abzulehnen sei , - vom Verfassungsgeri chtshof darauf 
verwiesen, daß dieses Vorbringen allein zur Befreiung von der Wehr­
pflicht nicht ausreichend ist ; sie müßten auch dartun, weshalb (aus 
welchen Gewi ssensgründen )  sie im Falle der Anwendung von Waffengewalt 

. t atsächlich in s chwere Gewissensnot gerieten. 

Die ZDOK hat von der bereits oben erwähnten Frage abgesehen, wie 
der " im § 5 Abs .  1 Z 1 ZDG erwähnte Begriff " erstmalige Einberufung " 
auszulegen i st - folgende für die Betroffenen maßgeblichen Rechts­
fragen einer Klärung zugeführt : 

1 )  daß die ZDK bei der Beurteilung des Antragsrechtes an die gemäß 
r • § 23 Wehrgesetz 1978 ergangene Feststellung der �auglichkeit 

gebunden i st und die Frage der Tauglichkeit nicht als Vorfrage 
gemäß § 38 AVG 1 950 lösen kann ( Zl .  1 1 3  968/5-ZDOK/1/82/F ) ;  

, .  � . 

2 )  daß die im § 5 Abs .  1 Z 1 -ZDG angeführte (neuntägige ) Antrags­
frist - ab dem zehnten Tag ruht das Antragsrecht bereits - eine 
formell-rechtliche Frist ist ,. sodaB die Tage des Postlaufes nicht 
zählen ( Zl .  123  651/3-ZDOK/1/82/F) ;  _ _  � r  , 

3 )  daß im Falle  des § 5 Abs .  1 Z 2 ZDG nach Zustellung des Einbe­
rufungsbefehles eingebrachte Anträge auf Befreiung von der Wehr­
pfli cht selbst dann zurückzuweisen sind, wenn der das Ruhen des 
Antragsrechte s  bewirkende Einberufungsbefehl nach der Antrag­
steIlung wieder '��rückgezogen wird, ·w·eil

. 
es bei de

·
J:. Be'

urteilung 
der Zulässigkeit eines 

"
Ant:r::ages auf den Zeitpunkt der Antrag­

steIlung ankommt ( Zahl '1 22 737/3-ZDOK/1/82/F und 1 22 463/3-
ZDOK/1/82/F) ;  ,-
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4)  daß da s verspätete Einlagen eines befri st et en Zivildienst­
antrages infolge unrichtiger Adressierung de s Ant rages auf 
Befreiung von der Wehrpflicht ( z . B . an die Zivildienstkom­
mi s sion direkt statt an das gemäß § 5 Ab s .  l' l et z t er Satz 
ZDG zuständige Militärkommando ) vom Antragsteller zu ver-
treten ist ( Zahl 1 23 736/3-ZDOK/1/82/F ) ;  , . " 

. " 
5 )  daß da s Fehlen der im § 5 Ab s .  3 ZDG vorge s chrieb enen Be-

gründung kein verb e s serungsfähiges Formgebre chen einer �'ahrift­
l i chen Eingab e nach § 1 3  Abs .  3 AVG 1 950 i st , sondern e�ne 
Fehl erhaftigkeit in mat eri ell-re chtli cher Beziehung , di e zur 
Zurückwei sung de s Antrage s (wegen Unzulässigkeit ) führt ( Zahl , ' 
1 24 1 86/3-ZDOK/1 /82/F ) ;  

. -� :: r '  - .. 

6 )  daß ein di esbezüglich vom Militärkommando al s Einbringungs­
behörde ert eilter (befristet er oder unb efri st e�er ) Verbess erungs­
auftrag die ZDK als di e ent s cheidende Behörde ( §  6' Ab s .  1 erst er 
Satz ZDG) nicht bindet und ni cht zur Verlängerung der im § 5 
Ab s .  1 Z 1 ZDG angeführt en Fri st führt ( Zahl 1 25 941 /3-
ZDOK/1 /82/F ) ; 

7 )  daß zwar der Wehrpfli chtige gemäß § 5 Abs .  3 ZDG in s einem An­
trag di e na ch § 2 maßgeblichen Gründe darzul egen, also �e s e  
grundsätzlich ausführlich z u  erläut ern bzw . zu erklären hat , 
daß aber di e ZDK die s e s  Gebot ni cht formal i stisch auslegen 
darf , sondern bei der Beurt eilung der Frage , ob e in (hinrei­
chend) begründet er Antrag vorli egt , auf den Blidungs- und Wi s­
s ens stand des Antragst ell ers abzust el len hat ( Zahl 1 26 . 836/3-
.ZDOK/1/82/F ) .  I i: , v� � "  • ; ' "  ,:, _ , �: � , ;� 

j1i e
' 

sieh au
�
s den ��l>ige� Aus

'
fÜhrungen z eigt ; ergab

-�'
ri.

· 
sich die 

Schwi erigkeit en 'be i  der Ges et z e sauslegung zUmeist ,�us dem nicht 
I ' , • , . . , I 

ganz geglückten Wo.rtl aut ',des § ,  5 ZDG '. De�sen allfäl l ige Novellie-
� t I ' ;" I .L I � .  _ ,. .. ... .' .1. J. �: .1 .. . .  '.-. . "  \. - _ � ..  • • 

rung darf daher angeregt, werden. . . _ 
. _ { _ : .. .:. i t; �. l .L . 1 _ .. i r \ ! � , { 0  l � 1.. ' J: :... t S  �} :: l. � :)  i »  t j ::  . - .  . . -

Im Jahr 1 981 fielen ' nach ci'en' 'Äufzeichnuilgen" der Ge s chäft s stelle 
40 04� im Jahr 1 98 2  insge samt 4. 242 Zivildienstanträge an. Di e s e  

, , , 
vert eilten sich au f die' Bundesländer wie folgt : 

, , . .  , 

III-174 der Beilagen XV. GP - Bericht - 01 Hauptdokument (gescanntes Original)50 von 73

www.parlament.gv.at



� : f ., : ' . 1 .1: ". .e' (; .... . I ..... ' /  -- � ' , ', . 

Burgenland 
Kärnt en _ .L , 

;. 

, " 

Nie deröst erreich 
Ob erö sterrei ch 
Salzburg 
St eiermark -
Tirol 

! '- . "  I l l. _ .  I _ _  • •  

" -. � . , , 

, " _ . ) _ i. _ �  

: , ' \ 

r ,  

' . .  \- .. 

, ' . .  ) ... 
� ,  
l 

- 8 -

l '  t 
1 981 

11 00 

1 66 
750 

.' . 958 
1 74

, 
382 

' � l ' 1 982 
, , � I , 

: .i:' � , . ,  ' :' 73 

' " . 201 

, ,� � ' . ,,794 -,. 
r' � ,: , .": ,  :1 . 076 

.;' ,1 68 

,- • " r  ,
393 

'-
i- . J� 

_ • � - j- r- .-) 

• 

.. .... - I : � L : : r" .... . . ' " { r " . ) 

" - - - Vorarlberg 
", . 329 31 5 

" . -, 
265 � ' : ( ' -: � : '� \ I ':; ;l V  278 

::-

_ ':� " .... .. ..  _ Cl ":'  .. j - .e \ ' . . \ 
Wi en , " 

'-: : 1 .  __ ___ . t' - (I . .  r .. ' ..L � : - , .  _ . : ) : 
- - ,  � , , , / , ' 

I j !  'J ... \. r ' . , i .L 
.. 9 1 7,

,
' . _ , 9�, 

• � • l .  

� . .  ' 
Zum ' Vergl ei'ch und zur b e s s eren Ub'er� icht werden in der 
di e Anfallsziffern s eit 

- :  , - ( ' , ' ; 
, , " � , 

, - , , ' , , 
.-_ . � i 

, Burgenland 
,- Kärnt en . - r - .. '-

" . 

, , 
Ni e derö st erreich 
Ob erö st erreich 
Sal zburg , 
St ei ermark 
Tiro l 

" , 

Vorarlberg 

Wien 
. �  

- - � 'insge s amt : 
- : \ "  : 

, , 

1 975 

�6 
. . ..:1 20 

' 286 

51 5 

1 1 8  

362 
206 

1 61 
667 

' : '  2481 
-, , .-

1 975 ange führt : 

1 976 1 977 , 1 978 
21 40 : 39 

_1 20 .' , :1 1 1  _ 1 26 
234 342 452 
372 505 623 
1 06 1 1 0  1 39 
243 250 252 
1 34 1 81 . 205 

. � c. . 
1 34 , 1 25 203 , ' 
651 . 595 875 

201 5 2259 2914 
, .. .. ,- - - � \. . 

1 979 

80 
276 

700 

784-

200 

31 0 

31 5 
232 

899 

3796 
, 'J •• ' 

:. 

1 980 

', 69 

' 1 93 

690 

1 01 7  
21 1 

339 

, 366 

, 31 3 
81 3 

401 1  

Folge 

1 981 1 982 

1 00 73 
1 66 201 
750 794 

. 958 1 076 

1 74 1 68 
382 393 
329 31 5 

265 278 

91 7 944 

4041 4242 

Der Gesamtanf all überst eigt somit s eit 1 980 die Zahl 4 . 000 . 
G egenüber 1 980 - dem Jahr , über das der l et z t e  Beri cht erst att et 

• •  -r " \ , " ,  • I { ,. ,  

wurde - i st der Anfall' im ' Ja�e 1 98 1 ' nur minimal gestiegen. Di e 
" • r r 1 "  , �  #" f ,  I. -:; I • f .. I 1_ - l� 

' · St eigerung:.im Jahre 1 982 betrug , b e z ogen auf 1980 , insge samt 
_ :.. 1 ( • • • - 1 :"!. ! _ � _ ' . ..  . r .., . ' . :  \0, ' -: \) . ,  J '  -

- 5 , 75 %. All erdings s ind die Anfall s zif,fern i� einz elnen Bunde s-
• " .  • • • � . .o )  \ .. ' • 

l ändern etwa gl eich g ebli eb en ,  zum' Teil s ogar rückläufig gewe sen ,  
im Bundesland Oberö st erreich dafür (wieder ) überproportional zur � . . ' . .- , 
B eyölkerungs�ahl, �z�� ��v?lkerungsdi ch�e ange stiegen. Die St ei-
gerung beträgt �n di e s e� B�de sland s ei� 1 976 - dem Jahr mit dem 
g eringsten Anfall - ni cht weniger als 1 89 %. 
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Im Jahr 1 981 �rden ,von der
_
ZDK 4 • .274 

�
Anträge erl e digt , im Jahr 

1 982 insgesa�t 4 o ?1 2  Akten o  Die � e Er�edigungen gl�edern sich 
wi e folgt : - , .  ' � ' . 

- ___ , • � . ... 'J .'_ .... _ _ �' 
� " - v . J 

Anerkennungen 
Abwei sung en 
Zurückwei sung en 

, Zurü ckzi ehungen 
- --

- -,' , 

Wi derruf von An erkennungen 
, - . 

Abl ehnung des Wi derrufs 

, t 

.l' 

Andere Erl e digungsart en 
( To d ,  W1. ederaui'nahme , Wi eder- ' 
eins etzung et c .. ) 

insgesamt : 

.- '  , , 

. ' . . rj .c ... , .. ' .. ' ,�� : 
1 9 8 2  

-
'" 

2826 ( 66 %) . , , 2909 ( 64 , 5 %) I _ \.. . ..... _ "-. 

857 ( 20 , 2  %) 1 1 94 ( 26 , 5  %) 
. 508 ( 1 1 , 9  %) 288 ( 6 , 4  %) 

69 ( 1 , 6  %) 73 .t.( 1 , 6  %) 
14  (0 , 3  %) 22 ( 0 , 5  %) 

8 ( 0 , 1  %)
. _ 

1 8  ( 0 , 4  %) 

4274 ( 1 00 %) ;. 451 2 ( 1 00 %) 

B e i  e iner Gegenüb erst el lung der obigen Auf st ellung mit den im . -

Jahre sbericht 1 980 ange führt en Zahl en erhellt , daß der Pro z ent­
sat z der Anerkennunge n  b ei der ZDK gegenüb er 1 980 ( damal s 72 %) 
im Jahre 1 981 auf 66 % und i m  Jahr 1 982 auf 64, 6  % zurü ckgegangen 
is t .  Demgegenüb e r  stieg di e Zahl der Abwei sungen von rund 1 7 % 
im Jahr 1 980 auf 20 , 2  % im Jahr 1 981 und auf 26 , 5  % im Jahr 1 982 . 
Letzt ere Zahl en b e dürfen j edoch insoweit einer Korrektur , als 
im Jahr 1 982 im Berufungsverfahren weit ere 80 Antragst e l l er an­
e rkannt wurden , sodaß sich di e Zahl der anerkannt en Zivildiener 
von 2 . 909 auf 2 . 989 und damit der �nerkennungsproz ent sat z auf 
66 , 3  % erhöht . Die s e� Erhöhung st .eh� zwangsläufi g  eine Vermin­
derung der Zahl der abgewi e s enen Antragst eller von 1 1 94 auf 1 1 14 
und damit e ine Verringerung der Abwei sungsquot e auf 24 , 7  % gegen-
üb e r .  : i J .. 

Di e Anzahl " der Zurü ckwei sungen ( 1 980 . .. .  ca . 1 1  %) erhöht e sich im 
Jahr 1 981 gering fügig auf 1 1 , 9  %, .sa� ab er 1 982 wi e d�r auf 6 , 4  % 
ab . Dazu i st zu b emerken� daß erfahrungsgemäß zurü ckgewi e s ene An­
träge ( na ch Wegfall des Ruhensgrunde s o der unt er Beif�gung der 
bi sher unt erl a s s enen Begründung usw . ) �i ederholt werden. 

, I 

Der Pro z ent s at z  der Abwei sung b ewegt sich nach dem Beri cht des 
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. - , 

- 1 0  -

Vorsitz enden der ZDK bei den mei st en Senat en zwi schen 21 % und , . 

28 %. Nach wie vor wei cht der ' in Oberö st errei ch tätige Senat 
3 (Vorsit z : Dr o Je sionek ) von die sen Ziffern erhebli ch ab . Er 
hat die meisten Anerkennungen ( ca o  78 % )  und di e wenigst en Ab­
we i sungen ( ca .  1 5  %) . Die Erklärung hi e für i st - nach dem Be-

. . 

rieht des Vorsit z enden der ZDK� der s i ch hier auch auf den von 
s e inem Vorgänger im Amt verfaßt en Jahre sb eri cht 1 980 b eruft -
zumindest zum Teil in der persönli chen Einstellung des genannt en 
Senatsvorsitz enden zum Probl emkreis "Wehrdienst - Zivildienst " 
und in de s s en Arbeits stil zu sucheno Wi e nämli ch di e vom Vor­
s i t z enden der ZDK durchgeführt en und vom Berichtverfas s er über­
prüft en Erhebungen ergeben haben , beträgt die durchs chnittl iche 

. - - . 

Dauer der im S enat 3 ausges chrieb enen Verhandlungen kaum fünf 
Minut en , wogegen eine Verhandlung b ei den übrigen Senat en d�ch­
s chnittlieh 1 5  bis 20 Minut en in Anspruch nimmt und di ese Ver­
handlung�dauer in komplizi �rt eren Fäl l e n  sogar wesentli �h �ber­
s chritten wird o Auf di e di esbezügl ichen Aus führungen des Vor­
sit z en den der ZDK in seinem Beri cht an den Vorsitz end'en 'der ZDOK 
( dort Seite 1 2 )  darf verwie s en und ergänz end noch bemerkt werden , 

. . , 
daß der größt e Teil der nach 8 0  kurz er Verhandlungsdauer abge­
wie s enen (wenigen) Antragst eller im Berufungsverfahren darüber 

, . 

Bes chwerde führt e 9 daß im Verfahren erst er Inst anz ( in der Ver-
. , 

handlung ) keine Gel egenheit zur Darst ellung der im schriftlichen 
. '  Antrag b ehaupt eten Gewi s sensgründe b e s t and . 

Die ZDK führt e im Jahr 1 981 an 21 4 Tagen und im Jahr 1 982 an 240 
. . .-

Tagen Verhandlungen durcho Es verhandelt en der 

Senat 1 :  

-

Senat 2 :  i ' " 

r , . ,  

Sena t  3 :  

. 
\ ,  � � '. .... , 

1 4  mal in Wien 

I' f . . '" . ,  . " . \ ( { j ..... . :1 . � � ' f : :  : .c r., . . 

22 mal in 
1 3  mal in 

Graz 
Wi en 

, • � I • 
" . I I 

8 mal in Klagenfurt 

1 5  mal in Linz 
8 mal in Wi en 
2 mal in Graz 

'. 

- , ( 

. 

. .  

24 mal in Wien 
6 mal in Klagenfurt 
8 mal in Wien 

20 mal in Graz 
1 mal in Klagenfurt 

2 mal in Wien 
22 mal in Linz 
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. .  

Senat 4 :  

Senat 5 :  
:( , . ' . • J r; ' . " . 

( . 
I , . 

Senat 6 :  

Senat 7 :  

� c  ' 

- 1 1  -

. 

1 8  mal in Linz " 

.. _ .  (; 1 3  mal in Salzburg 
i: ' . .  e, 6 .mal in Wien . f 

. ,  ' I  

r: c, (� � 
• •  , � rJ' • •  , \  .. t 

5 
;22 
1 2  

: 

, " 29 mal in Innsbruck . " :u 4 . ,  

7 mal- in Bregenz - f ' >  i· . , ,'; r  - .  24 
5 mar in Wien 

. J. � 

J

,j .. ' _ .. "-' .1 ..> 
..... ' .JI .... 5 

mal 
mal 
mal 

mal 
mal 
mal 

r ... ( '  . - ( ) - I f }  � � ( �) � f. , 

31 mal in Wien . 40 mal 
J 

1 9  mal in Wien '. 45 mal 
4 mal in Kl agenfurt 

!. L 

in Wien 
in Linz 
in Salzburg 

in Wien 
in Innsbruck 
in Bregenz 

in Wien 

in Wien 
� r . . 

Pro Verhandlungstag wurden im Durchschnitt - ermitt elt unter 
Einbeziehung des Senat e s  3,  d,er �n .einem Tag bis . .  zu 40 Anträge 
behandelt - 1 9  Akten erledigt . Zumei st handelte es sich dabei 
um Anträge auf Befreiung !on der Wehrpfli cht . Erl edigungen na ch 
§ 5 a Abs . 1 ZDG (Erklärungen de s Zivildienstpflichtigen, den 
Wehrdienst ni cht mehr aus Gewis sensgrü?den verweigern zu wollen) 

. ,und n�ch §. 5 a. Ab s .  3 ZDG (Widerruf der Befreiu ng durch die ZDK 
wegen Wegfall des Befreiungsgrundes ) waren eher s elten ( 1 981 : 
1 4  Widerrufs fäll e ,  wobei mangel s Aufzeichnungen der Geschäft s­
st elle eine Aufgliederung in Fälle nach Abs .  1 und Abs . ' 3  nicht 
mögl ich ist ; 1 982 : 1 7  Erklärungen nach Abs .  1 und 1 3  Widerrufe  
nach Ab s .  3 ) .  

Im Jahre 1 981 haben die Landeshaupt leut e in 75 Fällen um die Er­
stattung eines Gutachtens nach § 4 Abs .  5 ZDG ersucht . Die mei­
sten dieser Ersuchen konnten von der ZDK noch in die s em Jahr er-

y • �e digt .werden. Die unerl edigten Akten 
.. �

rde�. 1 9.82 
,
der ZDOK zur 

" .  zuständigen Erl.edigung abg etreten. 
' . .  ' .J.. 

" � l. � ,i: . ' .  

Im Jahr 1 981 fielen bei der ZDK zwei Beschwerde'n nach § 37 ZDG 
an. Sie konnten �ristgemäß durch Erstattung von Empfehlungen . • ' - , . ;. -- , . : . ... ' .  "'- " , • . " I ' ' J  - -.J '  • 
an den Bunde.sminist er .für Innere s  erledigt werden. · v ,  -

'1. t  �, ; ... _ . _ C .  �! . ,.  I \; . � . '( ;" " � : ' ) ·A l " · S l.r� � � .  f ':: : _ :  '.: .. : :  J. " ' � ) . . t .. 
. Der ZDOK sind im Jahr 1 982 insgesamt 540 BerufUngen zur Ent s chei­
dung vorgelegt wordeno Hievon wurden bis 31 . 1 2. 1982 - zum ge­

·ringeren Teil in nicht ö ffenfticher Sit zUng , s onst nach Durc�h-
• I rung einer Berufungsverha'ndlung - 406 Akten erledigt werden. Dies 

ent spri c�t 75 , 2  % des .Anfall s .  In insges.amt 1 35. Fäll en wurde der 
Berufung Folge gegeben ( 33 , 2  %) . Insgesamt wurden auf Grund der 
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Berufungen BO Antragsteller (Beru�ungswerb er ) als (weit ere ) _  
_ _ I l ... t ._ ' ' , � ... _ :-

Zivildienstpflicht ige anerkannt ( 1 9 , 7 ,%) ; in den übrigen 
Fäll en ( 55 Beruf�en bzw. 1 3 , 5  '%)

· ' .wu;Cie' der erst inst anz li che 
Bes cheid aufgehob en und di e Sache an die ZDK zur neuerlichen 
Verhandluni und Ent s cheidung zurückve� esen

·
. 205 Berufungen , . - ""-

( 50 , 5 %) wurde nicht Folge gegeben, 64 Berufungen ( 1 5 , 8 %) 
wurden (al s' �erspät et oder unzuläss

'
ig ) '

zurückg
'
ewie seno :In zwei 

Fäl l en (0 , 5  %) wurde di e Berufung zurückgez ogen. Einen Be- . . -� 

s cheid der ZDK hat die ZDOK gemäß § 68 AVG von amt swegen be­
hoben . Ein D evolutionsantrag wurde abgewi e s en .  Zwei Bes chwerden 
nach § 37 Z D'ci bot en Ab

'
laß zu einge

'
henden Empfehlüngen an den 

Bundesmini ster 
'
für Inneres . -In einem Fal l  davon wurde a:nge- � 

r�gt � die
' 

Effizi enz der Zi
'
vildi enstverwal tung durch eine or-

. ' gaDisatoris che Umge st
'
altung zu heben , ( Zi .. 94 . 051 /38-ZDOK/1 /82/F ) .  

- , . r - r . 
L .  

, 
Im Jahr' 1 982 

'
wurde di e ZDOK von den Landeshauptle�t en ' 1 1'2 mal 

. , . 
um di e Erstattung eines Gutachtens nach § 4 Abs .  5 ZDG ' ersucht o 
Hievon wurden 98 Ersuchen erledigt � - � L � < j , 

1 " . '  . 
-, Weit ers wurden zwei umfangreiche St ellungnahmen nach § 30 Abs . 1 

und § 31 Ab s .. 3 '  ZDG abgegeben.. ' r ' : .;: , 
Die Entwi cklung des Anfal l s  der ZDK wurde b ereit s ob en darge­

-' stellt . Sie l äßt ein kontinuierliche s Anst eigen der Befreiungs-
anträge b i s  1 980 erkennen. , -- - . - . I �. � ' . l � ; �. r :  \ I 

� 

Das leicht e Zunehmen ,der Ant räge in den Jahren 1 981 und 1 982 ist 
I � "  .. _ .  " 

hö chstwahrscheinli ch ni cht auf eine Vermehrung der Zivildienst-. . 
werber,  s ondern auf die Wiederholung (Neueinbringung ) von ab-
bzwo zurü ckgewie senen Anträgen zurückzuführen. :: :- , -

,. � : �  r!. < " l - ('�! : j �t - �.� ....,.- .< \ - ' ,  ". � J  � "') ' J " . ' � r ••• _� , .  l t  1. I .J... . , . 

Di e Motivati on der, '-Ant.:rags:tieller _ist im w�sentli chen di e gl eiche 
• • • '. . • ' 1  ..... .1. I 'L . ' • • � , . �  

• 

�

.
) 

_ '
. 

• 

. ' 

J
. 

".) 
gebl i ebeno  Im V ordergrund st ehen nach wi e vor religiöse Gründe , 
gefolgt von humanitären Erwägungen. Unt er den Antragst elllern 
dominieren, wie. bishe� 'die Abs olvent en höherer Schulen. Lehr-

- linge und manuelle Arb eit er folgen in weit em Abstand . Lehrer tra­
. ten im Jahr 1 982 al s Antragsteller wieder weniger in Erscheinung .  

I - l r . · � r  .. ,.."
, 

( � . � . _ 

Die Zahl und di e Qualität der Anträge wird sehr häufig �on der 
Aktivität der Zivil dienstberatungsstellen best immt , die vielfach 
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in Bros chüren geradezu "Gebrauchsanweisungen" herausgegeben hab en. 

Bei den sol cherart "präpariert en" Antragst ell ern fäl lt .es  einiger­

maßen s chwer , Spreu vom Weizen zu sondern. Dies gelingt zumei st 

nur bei eingehender Befragung , da nur bei einer solchen einge­
l ernt e s , zumei st floske lhaft Dargest ellt e s  von eigenem Gedanken­
gut und von persönli chen Wertvorst ellungen zu unt ers cheid e n  is t .  

Die Erledigungsfri st e n  haben s i ch infolge der b e s s eren per s onel l en 

Besetzung der ZDK verkürzt . Die Ent scheidungs frist von vi er Monat en 
(§  6 Ab s .  4 ZDG ) wird größtent e i l s  eingehalt en . Verzögerunge n  er­

geben sich in Einz el fällen b ei Zust ellmängeln und während der 

Ferien bzw. der Urlaubszeit . Sie fallen abe r  in der Regel nicht 
ins Gewi cht . Eine gewi s se Bes chleunigung de s Verfahrens ist von 
der Umstellung der Ge s chäft s st el l e  auf elekt roni s che Dat enver­

arbeitung zu erwart e n ,  di e derz eit im Gange ist . 

1 Beilage 

(Bericht des Vorsitzenden der ZDK) 

Wien , 1 4 .  März 1 983 
Der Vorsit z ende : 

. � - - ------
l ' u dliK OSTERR�CH 

, aU/'le�ItJ,,"lnlJ'terlum för I,,,,,eres 
I t I41jJtl. 1lJ.. M RZ. 198i 

I ZI  t'Ia-
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REPU BLI K ÖSTERREIC H 
Zivi ldienstkommission 

beim B u ndesmi nisteriu m  fOr I n neres 
1014 Wien, Postfach 100 

Zahl : 94 03 1 /1 1 -ZDK/VS/ 83 

Bel Beantwortung bitte angeben 

Jahr e sb ericht 1 98 1  und 1 982 

, ,-

An a en 

Herrn Vors i t z end en d e r  Zivild i enst ob erkommi s s i on 

W I E  N -

D i e  Zivild i en s tkommi s s i on erst a t t et gemäß d em § 5 4  Ab s .  2 
Zivild i en s t ge s e t z  ( im folgend en ZDG )  in Verb indung mit § 1 5  
d er G e s chäft s ordnung d er Zivi l d i en s t kommi s s i on ( im folgend en : 

Ge o ZD K )  na chs t ehend en 

T ÄT I GKEI TSBERICHT 

üb e r  d i e  Ka l end e r j ahre 1 981 und 1 982 . 

1 . )  Erfahrungen b e i  d er Voll zi ehung d e s  ZDG :  

Da s Ge s e t z  b l i c kt mit Ab lauf d e s  Jahre s  1 982 auf e ine a cht­

j ährige prakt i s che Anwendung zurück. 

Während d i e s e s Zeit raume s wurd en d i e  ursprüngl i ch vi e r  Se­

n a t e  auf s i eb en S ena t e  vermehrt . Ein wei t e r e r  Richt e r  

(Ri cht e r  d e s  Land e s geri cht e s  für S t ra f s a ch en Wi en D r . R ein­

h a rd Zimme rmann ) fungi ert e ab 1 982 ohne eigenen S enat a l s  

zus ät zl i ch e r  s t el lvertret end er S ena t svo r s i t zend e r  b e i  plöt z-
, , 

A l i ch auft r e t end en B ehind e rungen ein e s  S ena t svor s i t zend en b zw .  

b e im Abba u  von B ela s tung s sp i t z en .  

D i e  i n  d en e r s t en Jahren d e r  Wirksamkeit d e s  ZD G  fühlb aren 

" Kind e rkrankh e i t en" b e i  d e r  Vollzi ehung einer für Öst erreich 

n eua rt igen Ge s e t zesma t e ri e  wurd �n im Laufe d e r  Zeit mehr und 

mehr b e s e i t i gt . Üb e r  weit erhin b e s t ehende S cbwi erigke i t en -
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d e ren Umfang sich aber in d en Jahren 1 981 und 1 982 b e re i t s  
in Grenz en hi elt - wird im folgend en b ericht et . 

Aus zu gehen ist  von d er Tat s a che , d a ß  nicht nur d e r  Groß t e i l  
d e r  vom ZDG bet ro ffenen Wehrpflicht igen , s ond ern d a rüb e rhina u s  
a u c h  n o c h  ver s chiedene Inst itut ionen ( z .B . d i e  Mehrzahl d e r  
Jugendverb änd e ,  Arb eit sgemeinschaft en für Zivild i enst , einzelne 
kleinere Glaub ensgemeinschaft en , wie die Z eu gen Jeh ova s )  d i e  
Zivild i enstkommi s s i on mehr o d e r  mind er ent s ch i e d en ablehnen . 
D i e  Mit gl i ed e r  d e r  Zivild ienstkommis si on ( im folgend en ZDK )  
ma chen immer wied er d i e  Erfahrung , d aß d e r  Weg zur Kommis si on 
ungern b e s chri t t en wird , im Fall e d e r Ane rkennung a l s  Z ivil­
d i en e r  d i e s e  Ent scheidung a l s  ge ra d e zu s elb s tver s t ändl i c h  an­
gesehen wi rd , im Abwe i sungsfa lle ab e r  d i e  " S chuld "  j ed enfal l s 
b e i  d e r  ZDK und d eren Unverst ändnis liegt . Es spricht ab e r  
and e r s e i t s s ehr für d i e  B e sonnenheit nahe zu a l l e r  Ant ragst el­
l e r  s owi e d er Jugendve rb änd e und B e ra tungs s t ellen ,  d aß von 
vers chwind end en Ausnahmen ab ge s ehen , d i e  Zivild i enstverhand­
lungen durchwegs sa chlich und emotionslos ve rlaufen können , 
wob e i  auch d a s  Verha lt en d e r  ( innerlich oft wid erst reb end e n )  
Ant ragst eller fa s t  immer angepaß t i s t . T a t s ächl ich sind d em 
gefe rt igt en Vo rsit z end en B e s chwe rd en üb e r  Miß s t än d e  im Ver­
hal t en von Kommi s s i ons�i t glied e rn  b e i  d en Verhand lungen noch 
kaum zugekommen . 

Im Laufe d er Jabre hat s ich zwi s chen d en e inzelnen S ena t svor­
s i t z end en und d en Mit gl i e d e rn  ihre s S ena t e s e ine durchwegs 
recht gut e  Zusammenarb eit ergeb en . Gewi s s e  S chwi e rigkei t en 
t ra t en im B ericb t s z e i t raum mehrma l s  in Wi en mit d en für d i e s en 
B ereich vom Öst erreichis chen Arb eit e rkammer t a g  vorge schla genen 
B e i s i t z e rn  auf . Hi er w� rd en nicht nur a ll e  Wi ener Zivild i en s t ­
ant räge , s ond e rn  auc� j ene aus d en B und e s l änd e rn  Nied erö s t e r­
reich und Burgenland verhand elt . Ich hab e daher b ereit s am 
2 2 . 2 . 1 982 in e inem S chreib en an d en Herrn Lei t e r  der Ab t ei lung 
111/5 d e s  Bunde smin i s t eriu�s für Inn ere s geb et en ,  zumind e s t  
d en Vors chla g zwe i e r  wei t erer B e i s i t z e r  für d en Wiener B ereich 
b eim Ö s t e rreichi s chen Arbeit e rkamme rt a g  zu erwirken . B e d au e r­
l i ch e rwe i s e  konnt e ab 1 . 1 . 1 983 nur e in s olcher B ei s i t z e r  e r­
nannt werd en , s o  d a ß  d amit anst a t t  d e r  b i sher vi e r  nunmehr 
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wenigst ens fünf vom Öst erreichi s ch en Arb e i t e rkammertag vor­
ge s chla gene B ei s i t z e r  in Wien t ät i g  s ind . I?h führe d i e s e  
Ta t sa ch e  d e sha lb an , we il e s  b e i  d e r  mehrs eit igen and er­
wei t igen B eanspruchung d i e s e r  Kommi s s i onsmitgl i ed e r  mehr­
ma l s  j ährlich zu Ab sa gen kommt und d ann versucht werd en muß , 
e in en Arb eiterka�erbei sit z e r  aus Ob eröst erreich b zw .  S a l z­
burg nach Wi en zu b ekommen . Mitunt er wird von d ie s er Mög­
l ichke it b e re i t s von vornhe rein Geb rauch gema cht , obwohl s i e  
�o s t enaufwend iger i s t . D i e s  ges ch i eh t  d e shalb , weil e s  auch 
mehrmal s  j ährlich in verschied enen S ena t en vorkommt , d a ß  
e in e r  d e r  b e id en Jugendvertret e r  i n  d e r  ZD K  o hn e  recht z e i t i­
ge Ent schuldigung ausbleib t o Im Jah r e  1 982 war d ie s  z .B .  im 
S ena t 2 ( Verhandlungsort Gra z )  nicht weniger als fünfmal d e r  
Fa ll , obwohl d a s  Arb eit sklima i n  Gra z e in du rchaus gut e s  i s t . 
Von Ant rägen nach § 5 2  Ab s o  2 ZUG ( Enthebung eines zwe ima l 
unen t schuldigt fe rngebliebenen Kommis s i onsmitgl i e d e s  durch 
d en Bund e spräsident en )  wurd e b i sh e r  a llerd ings abges ehen o In 
d ie s em Zusammenhang sei erwähnt , d a ß  d i e  durch d i e  bedeut same 
ZUG-Novelle 1 980 , B GB l o Nr .  4 96 9 rechtlich verankert e Mögli ch­
k e i t , Ent s cheidungen nöt igenfalls auch in d e r  Zusammen s e t zung 
von nur fUnf Mit gliedern zu t reffen , von a llen S ena t en s ehr 
b e grüß t wurd e und manch en Verhand lungs t a g  ret t e t e  ( s i eh e  § 4 8  
Ab s o  1 ZUG ) �  

Insge s amt b e t ra chtet , kann d a s  Zu sammenwi rken d e r  Kommi s s i ons­
mit gl i e d e r  in d en e inzelnen S ena t en als re cht gut b e z e ichne t  
we rd e n o  Allerdings neigen mehrere Mit gl i e d e r  na ch § 4 7  Ab s �  ; 
Z 3 ZUG ( Ve rt ret e r  d e r  Jugendverb änd e )  d a zu ,  s i c h  gle ichsam 
a l s  unt e r s tüt z ende s  Organ d e r  Ant ra gst eller zu fühlen und 
nahezu regelmäßig,  für e ine Ant ra gs s t a t t gebung zu s t immen . 
D i e s e  Auffa s sung vom B e isit z e ramt wurd e mir üb rigens von e ini­
gen Mit gl i e d e rn  d e r  ZDK unumwund en e inb ekannt . Von solchen Kom­
mi s si onsmit gliedern wird a l s o  s e lb s t  d ann e in p o s i t ive s Votum 
abgegeb en 9 wenn d e r  Anträgst eller e rh eb liche Vor s t rafen wegen 
e in e s  Gewa l t t ät igke it sd elikt e s  aufwei st o d e r  Gewi s s ensgrün d e  
n i c h t  e inma l and eutungswei s e  formul i e rt . E inem S t immve rha lt en 
s o l ch e r  Art mangelt e s  zwa r sicher an d e r  d em Ge s e t zgeb e r  vo r­
s chweb end en Ob j ekt ivit ät aller Kommi s s i onsmitgli e d e r , e s  läß t  
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s ich ihm ab e r  in d e r  Pra xi s nur durch geduld ige und üb e r­
z eugend e Aufklärungsarb e it d e r  S enat svorsit z end en üb er d i e  
ge set zlichen Verpfli chtungen d er Kommi s s i onsmi t glieder ent­
gegenwirken . And er s e i t s  fungiert gera d e  in Wien e ine R e ih e  
von Jugendvert r e t e rn  in der ZDK ,  welche e ine gera d e zu vor­
b ildliche Ob j ekt ivi�ät an d en Tag legt . Abe r  auch in a ll en 
and eren Bund e sländern ( in s t ei erma rk und Kärnt en ehe r  s el t en )  
kommt e s  eb enfa l l s  immer wi e d e r  zu ein s t immigen Abwei sungs ent ­
scheidungen . Im großen b et ra cht e t  i s t  a l s o  d i e  Einst ellung 
d e r  Jugendvert reter gegenüb e r  d en Ant ra gst ellern in d e r  Regel 
recht wohlwollend , wofür j ed enfa l l s  Vers t ändni s aufgeb ra cht 
werd en s o l lt e .  

Von Int ere s s e  ist auch d i e  Qua l i t ät d e r  Zivild i en st ant räge 
in d en verschiedenen Geb i et en Öst erreichs . Da e s  immerh in 
b e reit s e in grö ß ere s Net z  von Z ivild ienstb era tungs st ellen 
gib t , s ollt e man me inen , daß d i e s e  recht häufig in Anspruch 
genommen werd en . D i e s  scheint ab e r  nicht d e ra rt oft od e r  nur 
recht ob erflächlich der Fa ll zu s ein , we il zahlre i che Ant räge 
s chon aus forma len Mängeln ( z .B .  Ruh en d e r  Ant ra gsfrist , 
Fehlen j eglicher B e gründung ) od e r  we gen we it gehend e r  Verken­
nung d e r  ge s e t zlichen Mö glichkeit en erfolgl o s  b l e ib en müs s en .  
D e r  oftma l s  a l l e in gebraucht e Ant rags grund " I ch b in gegen d i e  
Wa ffengewa l t "  kann noch nicht zur Ane rkennung a l s  Zivild iener 
führen . Es spricht für d i e  e inz elnen S ena t e  d e r  ZDK ,  daS Vor­
s i t z end e und Mi t glieder ( j e geringer d e r  B ildungs grad d e s  An­
t ra gs t ell e r s , d e s t o  mehr ) immer wi ed e r  b emüht s ind , durch ent ­
sprechend e Fra ge s t ellung b e i  ihm s oviel an Gewi s s ensgründ en 
in d e r  Verhandlung h e rvorzuholen versuchen , d a ß  l et ztlich e ine 
B efreiung vom Wehrd i enst erfolgen kann . 

And e r s e i t s  gib t  e s  Geb i e t e  ( vor a ll em S t ei erma rk , Ob eröst er­
r e ich , Tirol und Vorarlb erg ) in d enen s ch on d i e  s chrift lichen 
Ant räge in s ehr zahlrei chen Fällen erkennen la s s en ,  daß ihnen 
e ine e ingehend e und sachkund ige B era tun g vorausge gangen i s t . 
In s olchen Fäll en weiß sich dann d e r  Ant ra gs t e l l e r  in d e r  
Verhand lung ent sprechend gut aus zudrücken . Im üb ri gen dürft e 
nicht unb ekannt s e in ,  d a S  e in z elne Zivild i enstb e r a t e r  ganz e  
Ma ppen mi t B era tungsma t e rial und b i s  in s D e ta il geh end en An­
regungen an Int ere s s ent en verkaufen . 
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Üb erra schen mag dahe r ,  daß speziell d ie Ant räge von Wienern 
und Niederöst erreichern verhij,l tnismäßig .. oft ein nur sehr 
mangelhaft e s  Wis sen über d i e  ges et zlichen B es timmungen zur 
B efreiung vom Wehrdienst aus G�wis s ensgründ en aufweisen o  
Dies erschwert nicht zule t zt au�h d i e  gesamt e  Verhandlungs-. " , - . ,. .  . 

� . ,. fU�rungo ' '' ' '= '� . , ' :. ' - ' \ '1' ; ' :,,,, ' : " ; ' ) :  ; ' "  . •.. : 

Es ist nicht ' Aufgabe dieses  B ericht es , auch zur oft erhob enen 
J Fra ge St ellung zu nehmen , ob d enn " Gewi s s ensgrUnde" durch eine 

Kommis sion überhaupt überprUfba r  seien .  Wenn man aber d i e  B e-

. freiungsb e st immungen d e s  ZDG einerseits und den relat iv hohen 
Prozent satz  an stattgeb end en Ent s cheidungen betra cht et ( 1 981  = 

66  � 9  1 982 = 64 9 5  %)  wird niemand leugnen können , daß die  

Spruchpraxis der  Zivildienstkommis sion ihre Anford erungen an  
den einzelnen Antragst eller in Grenzen hält . Die  Senat svor­
sitzend en d er ZDK eracht en d i e s e  daher - solange man die  Wehr­
dienstverweigerung nicht von vornherein liberalisieren mö chte -
als  eine Institution ,  die  b e i  der gegeb enen Ge set zeslage und 
der  persönlichen und beruflichen Qualifika t ion ihrer Mit glied e r  
s owie deren prakt ischer Erfahrung immerhin ein b rauchbares In­
strument dafür abgibt , um zumind est  einen gut en Teil j ener An­
t ragst eller , die  nicht von Gewis s ensgründ en geleit et wurden , 
auszusondern.  

Den abgewiesenen ( zurückgewiesenen ) Ant ragst ellern steht seit  
1 . 1 . 1 982 der B erufungsweg zur Zivildienstoberkommission offen . 
Vo� dieser Mö glichkeit macht e b ishe r etwa die  Hälft e aller B e­
t roffenen Gebrauch o  Eine exakt e B ezifferung s cheit ert daran , 

. weil im B ericht szeitpunkt noch nicht in allen negativ erled ig­
t en Fällen des  Jahres 1 982 d i e  Recht smitt elfris t  abgelaufen wa r .  
Die Einführung einer Berufungsinst anz hat keineswegs - wie ver­
einzelt vorausge sagt wurde - zu e inem signifikant en Anst eigen 

" � . " . . 
d e� WE?hrdienstbefreiung geführt .o E s  stieg vielmehr die Anzahl 
der Abweisungsbescheid e im Jahre 1 982 . , Die Tätigkeit der ZDOK 

wird von den Mitgliedern d er ZDK durchaus begrüß t .  Nach den 
b i sherigen Erfahrungen ent s cheidet die  ZDOK in der  Regel in 

' der  Sa che selbst , nachdem s i e  d a s  Verfahren neu durchgeführt 
h a t  ( §  66 Ab s . 3 und 4 AVG ) o Die im § 6 6  Ab s .  2 AVG vorge-
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sehene Möglichkeit d er b loßen B e scheidaufhebung wegen Mangel­
haft igke it und Verwei sung d e r  S a che zur neuerlichen Verh and­
lung in e rs t e r  Ins tanz wird hingegen s ehr s e l t en prakt i z i e r t  • 

. Na ch Meinung d er Mit glieder der ZDK hat j ed enfalls d i e  ZDG­
Novelle 1 980 , B GB I . Nr .  4 96 , in mehrfacher Hin s icht zu einer 
Verb e s s e rung der S itua t i on d er Ant ra gst eller ( �e rb e s s erung 
d e r  Ant ra gsmöglichke i t en ,  B erufungsmögl i chkeit , Auslagener­
sat z et c . ) s ehr we s entl ich b e ige t ra gen . D i e  e rwähnt e Novel l e  
verwirkl i cht e e inerse i t s e in e  Reihe von lange verfochten en 
Ford erungen ( spe zi ell d e r  Jugendo rgani s a t i onen ) und t ru g  
anderseit s zu einer recht spürbaren Vermind e rung von Angri ffen 
gegen die Kommis s i on ( vor a llem in Druckwe rken ) b ei .  

2 . ) R echt s fragen , d i e  von d en verschied enen S ena t en nicht e in­
heit lich b e antwort e t  wu r d en .  

Eine we s ent liche Unt erscheidung in d e r  R e cht sauffa s sung d e r  
einzelnen S ena t e  b e st and e igent lich nur üb e r  d en B e griff 
" erstmalige E inb erufung" ( §  5 Ab s .  1 Z 1 ZDG ) . Hi e zu ver­
t ra t en e inige S ena t e  d i e  s t rengere Auffa s sung , d a ß  die e r s t ­
ma l ige Zus t ellung eines Einb erufungsb e fehle s  b er e i t s  zur An­
t ra gst ellung nach d em ZDG b innen 9 Ta gen zwinge , woll t e d e r  
Ant ragst eller nicht s e ines Antragsre cht e s  nach d e r  Z 1 d e s  
§ 5 Ab s .  1 ZD G  ( b i s  zur t a t sächli ch en Ent l a s sung aus dem 
Grundwehrd i enst ) verlu s t i g  gehen . D i e s e  Auffa s sung führt e zur 
Zurückwe i sung zahlreicher Ant räge b e i  s o l chen Ant ra gs t ell e rn ,  
welche nach Zurtick z i ehung d e s  ' ihnen zunächst zuge st ell t en Ein­
b e rufungsb efehl e s  durch d i e  Mil i t ärb ehörd e in d er Folge e inen 
Zivild ien s t a�t ra g  gest ellt hat t en o  D i e s e  ( von a�deren S e-
na t en d e r  ZDK nicht get eilt e ) Auffa s sung wurd e in d e r  Zwi s chen­
zeit vom Verfa s sungsgericht sho! als un zut reffend era cht e t  
( Erkenntni s  vom 1 5 0 1 2 . 1 98 1 , B 2 3 1 /8 1  zu Zl . 1 1 g e 1 75-ZDK/4/80 ) .  
Damit wurd e e in e  e inh e i t l i ch e  Handhabung d e s  § 5 Ab s .  1 Z 1 

ZDG herb e i geführt . 

We i t e re unt erschiedlich b eurt e il t e  Re cht s fragen von nennen s ­
wert er B ed eutun g  ergab en s i ch im B ericht s z e it raum nicht o 
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3 . ) Wi cht ige Ent s cheidungen üb er Recht sfragen von grunds ät z­
l icher B ed eutung: 

Da zu zählt vor a ll em d a s  ' ob en zit i ert e Erkenntni s d e s  Ve r­
, fa s sungsgeri cht shofe � B 2,3 1 /8 1  üb e r  d en B e griff " etst-

mal i ge Einb erufung" . , ' . . .  .. .... I ' . ,- ... / • '"' : '� • •  " � ,  I _ ,... .. C. I . ;  • •  r \, 4  : 
Da rüb e r  hin aus hat d e r  Verfa ssungsge richt shof spe ziell im , " 

. "  . J�hre 1 982 ( t e ilwe i s e  .in Wied erholung b e reit s früher aus ge-
, . , . �  • sprochener Recbt s s ät ze )  eine Reibe von Erkenntni s s en gefällt , 

) " Illi t d enen einige Abw�isungsgründ e klar �bgel ehnt wurd en ,  d i e  
i n  d e r  Ve rgangenh e it b e i  d en S ena t en d er Zivild i enstkommis-

. " , 

. . .  

s i on häufige Anwendung fand en • 

Als b e s ond ers we s entlich erschein en d ab e i  d i e  Erkenntnis s e , 
mit d enen aus ge sprochen wurde , daß e s  nicht ent s cheid end s e in 
kann , � e in Ant ragst eller von s e inem Ant ra gs recht Gebrauch 
ma cbt (B 23 1 / 77 vom 5 . 3 . 1 982 u . a . ) ,  sowi e , d a ß  h inreichend e 
Gewi s s ensgründ e d�chaus aucb dann vorli e gen können , wenn d e r  
Ant ra gst eller keine Neigung b e sit zt , s e ine Auffa s sungen im 
R ahmen einer gl ei chges innt en ( pa zifi st i s chen ,  c a rita t iven et c . ) 
P e r s onengeme inschaft zu b ekund en (B 231 /77 vom 5 . 3 . 1 982 ) .  B e­
a cht enswe rt i s t  ferne r der Recht s sa t z , wonach zur Glaubha ft­
ma chung von Gewi s s en s g,ründ en sch on die gefest igt e Üb erz eugung. 
Wa ffengewalt gegen Menschen nicbt anzuwenden, genügt , wogegen 
e s  keiner Ums t änd e  b edarf , d i e  gera d e zu aus innerem Zwang d i e  
Anwendung von Waffengewa lt unmögl ich ma chen ( B  1 4 1 / 77 vom 
1 2 . 3 . 1 982 ) .  And e r s e i t s wurde den zahlrei cben Ant ra gst ell e rn ,  
d i e  s ieb immer wte d e r  nur d arauf stüt z en ,  Gewalt ab zulehn en , 
mit d en Erkenntni s s en vom 1 2 . 3 . 1 982 B 5 6 1 /81  und B 443/77 , 
vor Augen geführt , d a ß  d i e  bloße Abl ehnung von Waffengewal t  
noch nicht zur B efre iung vom Wehrd i enst fUhren kann e D e r  An­
t ra gs t eller müs s� 'vi elmebr d a rtun , we sh�lb ' ( aus welchen s chwe r­
wi egend en Gewi s s ensgründ en ) er im Falle d e r  Anwendung von 
Waftengewält t a t s ächlich in scbwe re Gewi s s ensnot geriet e .  

Verfa s sungsgericht s ho f ent s cbeidungen von grund s ät zlicher B e­
d eutung werd en a ll en S en a t svors i t z end en und B e ri chters t a t t ern 
d e r  ZDK im Abl icbtungswege zugängl ich gemacht . 
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Von d en Ent s cheidungen der Zivi ld i en s t ob erkommi s s i on ha t t e  
i m  Jahre 1 982 j ene vom 5 . 5 . 1 982 d i e  we i t t ra gend s t e  B e d��tung , 
welche kla r s t e l l t e ,  , d a ß  d i e  neunt ägi ge Ant ragsfri s t  n a c h  § 5 
Ab s .  1 Z 1 ZDG zu d en formell-recht l i ch en Fri s t en z ähl t . 
Auch d i e s e  Ent s c h e idung t rug zur Vermind e run g  v on Zurüc k-

. . 
wei sungsb e s c h e i d en wegen Fri stversäumn i s s e s  b e i ,  d a  b i s  d a ­

J hin d i e  S ena t e  a llgemein ' den' S t andpunkt vert ra t en , d i e  z i -
. . 

t i ert e Fri s t  s e i  ma t eriell-recht l i ch e r  Na tur , welcher zu-
- I" " , ' , .  . , . ,  ' 

. v , . , . - fo l ge ein Z ivi ld i en s t ant rag na ch § 5 Ab s .  1 Z 1 ZDG a m  n eun-
, . '  't eil Ta g d e r  Antra gsfrist b e im zust ändigen Mil i t ärkommand o 

- . ,  .J.. l 
b e reit s eingelangt s e in müs s e .  

4 . ) Anregungen für a l l fäll ige Änd e rungen d e s  Zivild i en s tge s e t z e s  
\ - , �  

o d er d er G e s c häft s ordnung d e r  ZDK: 

B ei d e  Re cht snormen h ab en s i ch im we s ent l i chen b ewährt , 
sp e z i e ll d i e  ZUG-Nove l l e  1 980 , B GB I . Nr .  496 , hat e ine R e i h e  
b e grüß enswe rt er Verb e s s e rungen ge s c h a ff en .  Für e i n e  ab e r­
ma l i ge Nove l l i erung d e s  ZDG wird d a h e r  d e rz e i t  keine Notwend i g­
keit ge s ehen . 

Fo l gend e s  Prob lem s ol l t e  - etwa im Rahmen d er G e o ZDK - e in e r  
b e s s e r en Lö sung zugeführt werd en : 

G emäß d em § 5 a Ab s .  3 ZDG hat d i e  ZDK von Amt s we gen d i e  B e­
fre iung von d e r Wehrpfli cht mit B e s c h e i d  zu wid e rrufen , wenn 

- d er· Zivild i ens tpflichtige durch s e in Verha l t en e ind eut i g  er­
kenn en l äß t , d a ß  er ' d i e  Anwendung von Wa ffengewa l t  gegen 
and e r e  Mens chen aus 

' d en '  im § 2 Ab s .  1 ZDG genannt en Gewi s s en s ­
grün d en n i c h t  ' mehr ab l ehnt Und d a h e r  auch b e i  L e i s tung d e s  
Wehrd i ens t e s  nicht mehr " in schwere Gewi s s ensnot gera t en kann . 

. . 
Na ch . d en b i sh erigen Erfahrungen wa ren e s  vornehml i ch gericht-

. 
l i e h e  Ab s t r a fung�n , d i � , zu e iner d e rart i gen Maßnahme führt en .  

, . . 
D i e  ZDK kommt' 'äb � r  üb erhaupt nur d a nn  in . d i e  La ge , e in e  Ent -,I , 
s ch e idung im S inne d e s  § 5 a Ab s .  3 ZDG zu t re ffen , wenn ihr 
e in

_
Wid e rrufs t a tb e s t and von d er Ab t e i lung 111/5 d e s  Bund e s mini­

s t e riums für Inne r e s  Ub erhaupt zur Kenntn i s  geb racht wi rd . 
Na ch me ine r  Erfahrung aus d em Jah r e  1 982 werd en fa st aus­
s ch l i eß l i ch nur s ol ch e  Akt en d em Vo r s i t z en d en d e r  ZDK mit e in e r  
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Anregung auf Wid erruf vorgelegt , in denen erheb lichere Frei­
heitsstrafen für schwerwiegend e Strafdelikt e ( Raub , schwere 
Körperverletzung,  Suchtgiftverbrechen ) erflossen .  Es würd e 
sich aber im Int eresse  d er �ompetent en Wahrnehmung aller in 
B etracht kommenden Wid errufsfälle empfehlen , d en Kreis  d er 
nach § 5 a Abs .  3 ZDG der ZDK vorzulegenden : Akten exakt zu 

ums chreib en . . . 
, 

. . 
. .  • I ., 

. 

5 0 ) Art und Umfang d er im § 43 Ab s .  2 ZUG erwähnt en Aufgab en : 

a )  In d en Jahren 1 98 1  und 1 982 fielen - aufgegliedert auf 

die einzelnen Bundesländer - nach d en Auf zeichnungen der  

Geschäft sst elle insgesamt 404 1  b zwo  4242 Zivildienstan­

träge an . 

Diese vert eilt en s ich auf die Bund esländer wie folgt : 

llill.. 1 982 
Burgenland : 1 00 73 

Kärnt en : 1 66 2 0 1  

Niederöst erreich : 750 794 

Oberöst errei ch : 958 1 07 6  

Salzburg: 1 74 1 68 

S t eierma rk : 382 393 

Tirol : 329 3 1 5  
, . 

Vorarlb erg:  0 "' 2 6 5  278  

Wien : 91 7  944 

404 1 4242  
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Zur besseren Üb ersicht werden die Anfalls ziffern in den 
Jahren ab 1 975 d en obigen Rubriken gegenüberges tellt : 

( , 

1 97 5 .  - 1 97 6  1 977 1 978  1 979 

Burgenland : C) " I � ' )  . :-' ,: ; 1 .  4 6  2 1  ' : . - 40  . 39 80 
;. , I"r 

Kärnt en :  1 20 1 20 1 1 1  1 2 6  . ' 276 
: , 

Nied erö sterrei�h : 
r ' 

286 ' 
I - ' · 234 . .. 342 · 452 · · · 700 . . 

• 
- . 

1 980 

69 

1 93 

690 
� ' " r . .  ' r �  ." - . " r ... � 

, Ob erösterrei ch :  .� 
( 0 , '' - " " ,  . ... 

c " . ' 372
' "  

5 1 5 
-; ; ) ( r  t , ( .. r . , ,.., L .. ' : "" 

. 
, . 

505 623 
" " r '  • '\ 

784 
' , . 

1 0 1 7  

r " S alzburg: 1 1 8  1 06 1 1 0 1 39 200 2 1 1 

S t eiermark : 3 62 243 2 50 252  3 1 0  339  

Tirol : 206 1 34 1 81 205 3 1 5 3 6 6  

Vorarlberg : 1 6 1 1 3 4 1 2 5 203 232 3 1 3 

Wien : 667 6 5 1  5 95 875 899 8 1 3 

2481 201 5 2259  291 4 3796 401 1 

Der Gesamtanfall hat somit auch in den b eid en B ericht s j ahren 
j eweils die Zahl 4000 überstiegen , wob ei allerd ings gegen-
üb er dem l etzt en B ericht s j ahr 1 980 in d en Bund e sländern 

Burgenland 9 Salzburg9 Tirol und Vorarlb erg eine geringe S en­
kung der Ant ragsziffern eintrat e Die  St eigerung der Anfalls­
ziffer gegenüb er dem Jahr 1 980 ( 40 1 1 Anträge ) b etrug bis zum 
Jahres ende 1 982 mit 4242 Anträgen insge samt 5 . 75 %. Auffallend 
i s t , daß nach wi e vor das  Bund esland Obe�öst erreich d ie höchs t en 
Antrags z iffern ausweist e Sie  üb erst eigen s eit  1 980 die Tausen­
d ergrenze und hab en im Jahre 1 982  mit 1 07 6  Ant rägen den s e iner­
zeit t iefs t en S tand vom Jahre 1 976 ( damal s  nur 372 Anträge ) 
nach kont inuierlicher St eigerung b i s  zulet zt um nicht weniger 
als 1 89 % üb erscbritten o  Diese Ziffer muß scbon ins oferne zu 
d enken geben 9  weil Ob eröst erreich keineswegs da s dicht est  b e­
s i ed elte Bund esland ist  und auch in seiner B evölkerungs s truk­
tur and eren Bund esländ ern ähnelt . 
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b )  Nach st ehend wird d arge st e llt , in welche r  We i s e  die  in 
d en Jahren 1 981 und . 1 982 b ehand elt en Ant räge ihre 
Erled igung fand en . 

Gesamt erled igungen : 

Ane rkennungen : 

Abwe isungen : 

Zurückwei sungen : 

Zurückzi ehungen : 

Wid errufe von An­
e r�ennungen 

And ere Erledigungs­
a rt ( Tod , Wied e rauf­
nahme , Wi ed e rein­
s e t zung et c . ) 

1 981  

4 274 

2 82 6  ( 6 6% ) 

857 ( 20 , 2% )  

508 ( 1 1 , 9% )  

6 9  ( 1 , 6% )  

1 4  ( 0 , 3% ) 

o 

4 2 7 4  

1 982 

4 5 1 2  

2 90 9  ( 64 , 5% )  

1 1 94 ( 2 6 , 5% )  

2 88 ( 6 , 4% ) 

73 ( 1 , 6% )  

3 0  ( 0 ,6 % )  

1 8  ( 0 , 4% ) 

4 5 1 2  

Die  Aufstellung ergib t , daß  in d en darge st ell t en Jahren 
gegenüb er  d em l e t z t en B e richt s j ahr 1 980 ( dama l s  72  % An­
erkennungen ) d i e  Zahl d e r  Ane rkennungen auf 6 6  % im Jahre 
1 98 1  und 6 4 , 6  % im Jahre 1 982 zurückging .  D en rund 1 7  % 
Abwe isungen im Jahre 1 980 stand en 1 981 20 , 2  % und 1 982 
immerhin . 2 6 , 5  % gegenüb e r .  Die  Anzahl d e r  Zurückwei sungen 
( 1 980 = c a . 1 1  %)  erhöht e s ich im Jahre 1 98 1  geringfügig 
auf 1 1 , 9 % ,  s ank ab er  1 982 auf 6 , 4  % ab . Erfahrungsgemäß 
b e s t eh t  b e i  e in em Groß t eil d e r  Zurückwei sungsb e s chei� die 
Mögli chke i t , d en Antra g zu wiederholen ( z .B .  nach Wegfall 
d e s  Ruhensgrunde s ,  �urch Einbringung e ines  nunmehr b egrün­
d e t en Ant rage s e t c . ) .  

B ei d e r  B eurt e ilung d e r  S t a t tgebungs- und �bwei sungsziffern 
wird zwe ckmäß i g  nur das  Jah r  1 982 näher b el eucht et , we il in 
d i e s em Jah r  nicht weniger a l s  vie r  neue S enat svors itzend e zur 
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Zivild ienstkommi s s i on t ra t en , von denen angenommen werd en 

, 
9 

kann , daß  sie  auch in den nächst en Jahren hier Dienst ver­
sehen .  Für 1 982 ze igt sieh - also , daß die  Abwe isungsfälle 
bei  d en meisten S ena t en ( 1 ,  2 ,  4 ,  5 ,  7 und Dr. Zimmermann ) 
im großen und ganz en nicht allzus ehr differiert en . S i e  b e­
wegt en s ich zwi s chen c a . 2 1  � und 2 8 %. Nach wie vor weicht 
der  in Ob erösterreich t ät i g  we rd end e S enat 3 ( Vorsit z 
Dr.  Je sionek ) von d i esen Ziffern erheblich ab , da  er d i e  
ungleich höchsten Ane rkennungs ziffern ( c a . 7 8  % )  dagegen 
ab er die niedrigs t en Abwe i sungs ziffern von c a . 1 5  % aus-

• 

we ist . Diese  Erled igungswe ise  wird nicht zulet zt durch d i e  
persönliche Eins t ellung d e s  genannten Vorsit zenden zur Frage 
" Wehrd ienst - Zivildiens t "  mitb est immt . Dem B ericht sverfa s s er 
ist  im übrigen eine Krit ik an d e r  Ent scheidungspra xi s  s e iner  
S ena t e  verwehrt , d o ch dürfen B ed enken gegen das  Zustand ekom­
men dieser  Ent sche idungen j ed enfalls d e swegen angemeld et  wer­
d en ,  weil meine �rhebungen ergeb en hab en , daß  d i e  durchs c��itt­
liehe Dauer der  von Dr . Je s i onek ausges chrieb enen Verhandlun­
gen ( lt o nachprüfba rem Verhandlungsspiegel ) j e  Fall kaum 
5 Minut en erreicht . Dies  führt b e i  ihm zu 30 b i s  40 ( ! ) Ver­
handlungen pro Verhandlungstag.  Na ch meinen Erhebungen sch\mnkt 
hingegen d i e  Anzahl d e r  von d en anderen Senat svorsit zend en 
durchgeführten Verhandlungen im grob en S chnitt  zwi schen 1 6  und 
2 5  pro T a g ,  wofür s i e  durchschnittlich 1 5  - 20 Minut en pro  
Fall aufwend en .  Selb stverständlich wird in allen S ena t en bei  
komplizi ert en Verhandlungsfällen die  geplant e Verhandlungs­
dauer mitunt er s oggr we s entlich üb erschritten .  

Di e s e  Verhandlungs- un d  Ent sche idungspraxi s s t eht somit zu 
d er aller and eren S ena t e  in einem d eutli chen Wid erspruch . 
Dies  gilt nicht zuletzt auch für d en eb enfalls in Ob eröst e r­
reich t ät ig werd end en S enat 4 ( Vi zepräsid ent Ma g .  Hol zer ) , 
welcher s i chtlich weniger Ak� en pro Ta g ausschreibt  ( 20  -
2 5  Stück ) und s ich für s i e  ent sprechend mehr Ze'it nimmt . 

.. 

, , 

, . 
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c )  D i e  Verhandlungs t ät i gk e i� in d en B e r i ch t s j ahren ge s t a l t e t  

s i ch f o l gend erma ß en :  

I m  Jahre .:!..2§1 wurd en 2 1 4 V e rhandlungst a ge durchgeführt • 

D a v on 

S en a t  1 · 1 4 ma l in Wien · 

S en a t  2 0 2 2  ma l in Gra z ,  · 
1 3  ma l in Wi en , 

8 mal in Kla genfurt 

S en a t  3 · 1 5 ma l in Lin z , · 
8 ma l in Wien , 
2 ma l in Gra z  

S en a t  4 · 1 8  ma l in Lin z , · 
1 3  ma l in S a l zbur g ,  

6 ma l in Wi en 

S en a t  5 • 2 9  mal in Inn sb ru c k , a 
7 ma l in B r e gen z , 
5 ma l in Wien 

S en a t  6 · - ' 3 1  ma l in Wi en · 

S ena t 7 1 9  ma l in W i en , 
4 ma l in Kla genfurt 

D i e  durch s c hn i t t l i c h e  Erled i gungs ziffer pro Verhandlun g s -
t a g  b e t rug in d i e s em Jahr 2 0  Akt en . 

I m  Jahr e  � wurd en ins ge s a mt 2 40 Ve rh and l�g s t a ge 

durchgeführt . 
D avon 

S en a t  1 · 2 4 ma l in Wi en , 0 
6 mal in Kl a genfurt 

S en a t 2 · 8 ma l in Wien , 0 
2 0  ma l in Gra z ,  
, 1 ma l in Kl a genfurt 

S en a t  3 · 2 mal in Wi e n , 0 
2 2  ma l in Lin z  

S en a t  4 0 5 ma l in Wi e n , 0 
2 2  ma l in Lin z , 
1 2  ma l in S a l zburg 
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S enat 5 4 ma l in Wi en , 

2 4 ma l in Innsb ru c k ,  
5 ma l in B r e genz 

S ena t 6 : 40 mal in Wi en 

S ena t 7 : 4 5 mal in Wi en . 

D i e  An z a h l  d e r  p r o  Verh and lung s t a g  in d en S ena t en e rl e d igt en 
Akt en b e t rug durch s c�n i t t li ch 1 8 , 8  S tück. 

B e i d i e s en Verhand lungen s t anden s e lb stve r s t änd l i ch d i e  Ant räge 
auf B efre iung vom Wehrd i en s t  na ch § 2 Ab s .  1 ZDG we i t aus im 
Vorde rgrund . Erl e d i �ln gen n a c h  § 5 a Ab s . 1 ZDG ( Erkl ärung e in e s  
Z i v i ld i en s tpfl icht igen , d en Wehrd i enst nicht mehr aus Gewi s s en s ­
gründ en verwe igern zu w o l l en ) und na c h  § 5 a Ab s .  3 ZDG ( Wi d e r­
ruf d e r B e fr e iung du rch d i e  Zivild i ens tkommi s s i on b e i  Wegfa l l  
d e r  Vo ra u s s e t zungen d e s  § 2 Ab s .  1 ZD G )  ha t t en n u r  e ine unt e r­

ge o rdn e t e  B ed eutung . Zu E r l e d i gungen n a c h  § 5 a ZDG kam es im 
Jabr e 1 981  in 1 4  Fäl l e n  o hn e , daß s i e s i eb mang e l s  e xakt e r  Auf­
z e i chnungen d e r  G e s c h äft s s t ell e na ch d en Ab s ät z en 1 b zw .  3 l e g .  
c i t . a ufgl i e d e rn  l i e ß en .  

I m  Jahre 1 982 h inge gen s t and en 1 7  Erkl ärungen n a ch § 5 a Ab s .  1 

ZDG 1 3  Wi d e rrufe n a c h  § 5 a Ab s .  3 ZDG gegenüb e r . 

D i e  Ant r a g s rüc k z i ehungen hab en s i c h  1 982 ( 73 Fäl l e  ) ge genüb e r  
1 98 1  ( 6 9  Fäl l e ) nur ganz unwe s en t l i c h  vermehrt . 

Insge s a mt b et ru g  d i e  An z a h l  d e r  Zivild i en s t p fl i cht i gen a m  End e 
d e s  Jahr e s  1 98 1  1 7 e 2 4 5 und a m  End e d e s  Jah r e s  1 982 unt er B e­

rücks i ch t i gung d e r  inzwi s c h en e rfolgt en p o s i t iven B e rufungs ent ­
s c h e i dungen s owi e von Erkl ärungen und Wi d e rrufen n a c h  § 5 a ZDG 
20 . 2 1 2 .  

In d a s  Jahr 1 983 wa r en n a c h  d en Auf z e i c hnungen d er S en a t svo r­
s i t z end en ins g e s amt 1 . 03 1  une rl e d i gt e Akt en au s 1 982 zu üb e r-
n ehmen . .. :  \ t 

6 . ) B e s ond e r e  S c hwi e r igke i t en b e i  d e r Voll z i ehung d e s  Z ivild iens t ­
ge s e t z e s : 

D i e  b e s ond e r e  S chwi e r i gke i t  in d e r  T ät i gke i t  d e r  ZDK l i e gt im 

Ein z e l f a l l e  in d e r  Findun g  d e r ri cht i gen Ent s c h e idun g .  E ine s o l c h e  

. , 

, . 
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wi rd d e r  Kommi s s i on von s o  manchem Ant r a gs t e l l e r  keineswegs 
l e i cht gema cht . Wi e s ch o� anged eut e t , k ommen nämli c h  vi e l e  
Ant rags t el l e r  vor d i e  Kommi s s i on ,  o�ne üb e r  d i e  g e s e t z l i c hen 
V o raus s e t zungen ihrer B e fre iung vom Wehrd i ens t auch nur im 
Ans a t z  inf o rmi ert zu s e in .. Ihr einziges Vorb ringen �s �, o f t  
e in B ekenntni s zu r Gewa lt l o s i gk e i t � . .  Ers t e i n e  ge z i e l t e  Fra ge­
s t e llung gibt _d ann mi t�t e r  ,Aufs �hluß üb e �  d i e  Eins t e l lung 
d e s  Ant ragst e l l e r s  zum Wehrdi ens t an s i c h . Allgeme in muß ge­
s a gt werd en ; daß d i e  S ena t e  � e r  ZDK in B e a chtung r e cht s s t a a t ­
l i ch e r  Grund s ijt z e  ke ine üb e rt ri �b enen Anf o r d e rungen a n  d i e  
d a rzul e gend en Gewi s s �n s gründ e s t e l l en .  Auc h  d i e  ob en . d a rge­
s t e l l t en P r o z ent z i f f e rn üb e r  An erkennungen Und Abwei sungen 

, la s s en e in e  r e l a t iv groß zügi ge Ent s che idungs pra xis e rkennen . 
A l l e rd ings i s t  e inzuräumen , d a ß  ange s icht s d e r vom Ve rfa s ­
sungsge richt shof in d en l e t zt en Jahren aufge s t e l l t en Grund­
s ät z e  üb er Mind e s t e rf o r d e rni s s e  e in e s  Ant r a gsvorb r ingens und 
im Hinb l i c k  auf d a s  Tät i gw e rd en d e r  Zivi l d i ens t ob e rkommi s s i on 
e in z e lne S ena t e  eine krit i s c h e r e  Wertung d e r  ihnen vo rli e gen­
d en B e f r e iungsant räge v o rn ehmen . S i e  b e ge gnen d a mi t  d e r h eut e 
b e i  s o  manchem Ant ra gs t e l l e r  imme r noch vorh.e rrs c h end en An­
s i cht 9 man mü s s e  d e r  ZDK gegenÜb e r  nur s t rikt e ,Gewa l t l o s i g­
k e i t  b e t onen , womö gl i ch einige B u c ht it el üb e r  Fri ed ens li t e r a ­
tur aufzäh l en könn en und a l l enfa l l s  noch e in e  B e s t ät igung 
üb e r  d en B e such e i n e s  Jugend z ent rums v o r l e gen , wo rauf d i e  An­
e rkennun g a l s  Zivi ld i en e r  r e l a � iv prob l eml o s  e r f o l gt • 

• � j-

7 . ) B e s ond e r e  T end en z en ( Anz a h l  d e r Ant r äge , s o z i a l e  S t ellung 
d e r  Ant r a gs t e l l e r ,  maßgeb l i c h e  Gründ e fü r d i e  Ant ragst e I lung) . 

D i e  Anzahl d e r  Zivi ld i enst ant räge i s t  zwa r s e i t  1 976 s t e t i g  
ange s t i e gen . S i e  h a t  s i ch s e i t  d i e s em Jah r  ( 201 5 Ant räge ) 
e twa s mehr a is v

'
e rd opp e l  t ( 1 9�2 = 4 2 4 2  Ant räge ) .  Zumind e s t  

für d i e  l e t zt en Jahre dürft e i n  d e r d a rge s t e ll t en Ant r a gs ­
s t e i ge rung k e ine s ehr d eu t l i c h e  a llgemeine Aus b r e i tung d e s  
Zivild i ens t g e d ank ens e rb l i ckt we r d en können , d a  g e r a d e  d i e  
zul e t z t h e range r e i f t en Ant r a gs j a hrgänge 1 96 2  - 1 964  zu d en 
geburt ens t a rken z ähl en . 
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Na ch wi e vor d omini e ren unt e r  d en ft�t r a gs t e l l e rn d i e  AHS - , 
HTL- und HAK-S chül e r  s owi e d i e  Hochschul- und Unive r s i t ät s -

. . - -

s tud ent en b e i  wei t em .  Ihnen ge genüb e r  fa l l en d i e  Lehrl inge , 
. -

manue l len Arb e i t e r  und A..Tl ge s t el lt en b ei w ei t em ab . D i e  in 
c d en l e t zt en ' Jahren r e l a t iv zahlre ic h  vert r e t en gewe s enen 

- ,  . 

Volks- und Haupt s chul l eh r er s ind zumind e s t  1 982 zahl enmäß i g  
I 'wi ed e r  in d en Hint e rgrund ' g e rückt .. :ri i e  Zahl d e r  Ant ra gs t e ll e r ,  

, . 

d i e  nach Ab lei s tung d e s  Grundwehrd i ens t e s  ihre B e freiung von 
d e r  Weh rpfli ch t  b e ant r a gt en ,  h i elt s i ch 1 98 1  und 1 982 in durch­
aus vert r e tb a r en Grenzen . D a s  Näh e r e  h i e zu wird in d em gemäß 
Art . 1 1 1  d e r ZDG-Novelle 1 980 , B GB l o Nr o  4 9 6 , zu e rst a t t end en 
B e richt b ekann t ge geb en werd en .  Im üb ri gen z e igt s i ch , d a ß  d i e  
Anzahl d e r ' Ant ragst e ll e r  auch geb i e t swe i s e s ehr s c hwankt o S o  

. 

kann s p e z i ell in d en ein z e ln en Bund e s länd e rn  b e ob a cht e t  werd en , 
d a ß  aus manchen G eb i e t en kaum Ant ragst e l l er vor d i e  Kommi s s i on 
t re t en ,  in and e ren G eb i e t en wi ed e r ,  in d enen v o r  a ll em a gi l e  
Ziv ild i ens t b e ra t e r  o d e r  Lehrkräft e (B e rufss c hul en ) für d en 
Zivi ld i enst we rb en 9 e rgeb en s i ch hinge gen gewi s s e  B a llungeno 
Ähnli c h e s  gi l t  auch für j ene Unive rs i t ät s s t and o rt e ,  in d enen 
akt ive Zivi ld i ens t b e ra tungs st ellen d e r  Ös t er r e i ch i s chen Hoch­
s c hül e rs ch a ft t ät i g we rd en � Es kann d a h e r  vie l f a c h  s c h on aus 
d e r  Formul i e rung d e r  Ant räge ein Schluß d a rauf ge z o gen we rd en , 
wo und wi e eingeh end s i c h ein Ant ra gst e l l e r  b e rat en l i e ß . Da s 
r el a t iv d i cht e Net z von Zivi ld i enstb e ra tungs st e l l en änd e r t  -
wi e s c h on e rwähnt - ab e r  ni cht s da ran , d a ß  nach wi e vor e i n e  
g r o ß e  Anzahl von Zivi l d i enst ant rägen inha lt l i ch d en Anf o r d e­
rungen d e s  ' Ge s et ze s  n ic h t ge re cht wi rd . 

, ' 

S ow eit hinge gen ein Ant r a gs t eller üb e r  d i e  Notwend igkeit d e r  
Gelt endma c hung von Gewi s s ens gründ en inf o rmi e rt i s t , werd en 
na c h  wi e v o r  in a ll e r e rs t e r  Lini e  r e l igi ö s e  Gründ e fü r d i e  
B e f r e i�g ge lt end gema c h t o Di e auf e th i s c h-humani t ären od e r  

- and e r en Urs � chen- b eruhend en Gewi s s ens grün d e  ma chen hinge gen 
in ihr�r' G e s amth�i t  k�um meh r  " a l s  30 % B U S o '  

: ... • , • •  . '  ,.... I • � , ' I 
Es i s t  b e r e i t s im Jah r e  1 9 82 gelungen� " d i e  �zahl d e r  Er-
l ed i gungen und d en für di e abs�hl i eß�nd e ' E�ie d i gung b enö t i g­
t en Z e i t raum e rkennb a r  zu v e rb e s s ern o ' Eine Üb e r s c h r eitung d er 

• 

. .  

. , 
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ge s e t zlichen Ent scheidungsfri�t von 4 Monaten ( §  6 Ab s .  4 

ZDG ) t ra t  1 982 infolge t e ilweiser  Neub e s et zung und Verstär­
kung d e r  ZDK haupt sächlich n�r mehr in Fällen e in ,  b e i  denen 
Zus t ellanständ e e intra t en ( Wohnungswe chsel , längere Ausland s­
aufentha lt e ) ,  wodurch abe r� im Einzelfalle  die  Erledigung 
meist  ni cht unwe s entlich verzögert wurd e .  Let zt e res  erklärt 
s ich d amit , daß d er nächs t e  Verhandlungst ermin mit d em 
gle ichen B e richt ersta t t e r  vielfach erst  nach s echs Wochen 
b i s  zu zwei Mona t en anb eraumt werd en kann . 

Derzeit  b ereitet sich d i e  Geschäft s s t elle d e r  ZD K  auf ihre 
Umst ellung auf elektroni�che Dat enver a rb e itung vor .  Wenn 
d i e  E rwa rtungen d e r  mit d i e s em Pro j ekt b efaß t en Organe in 
Erfüllung gehen , läßt sich auch e ine fühlbare  B e schleuni­
gung d e s  Vorverfahrens ( Erhebungst ät i gkeit ) und d e r  gesamt en 
Erled igungsd auer d e s  Einzelfa l l e s  b i s  zur B e scheidhinausgab e 
e rhoffen . 

Wien , am  1 4 .  Feb e r  1 98� 

Der  Vor s i t zend � / 
Dr . POC ZA 

/ 
. _--�----

, ccl'"UBUI< OSTHtRHOt 
; ßUi1I4.u",'n'.lienum Hlr ,,,ft"'-
t fh'.�, . 1. M RZ. 1983 
I 

\ 11 ,- �l·-
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